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NGO Nichtregierungsorganisation 
NZFH.at  Nationales Zentrum Frühe Hilfen 
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o. g. oben genannt 
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Zusammenfassung 
Der vorliegende Bericht stellt das im Zeitraum Juni 2016 bis Mai 2017 von der Arbeitsgruppe (AG) 
zum Gesundheitsziel „Für gesundheitliche Chancengerechtigkeit zwischen den Geschlechtern und 
sozioökonomischen Gruppen, unabhängig von der Herkunft, für alle Altersgruppen sorgen“ (Gesund-
heitsziel 2; Abk.: GZ 2) konzipierte Update des Strategie- und Maßnahmenkonzepts zur Umsetzung 
dieses Ziels dar.  

Chancengerechtigkeit ist eines der zentralen Grundprinzipien der Gesundheitsziele, das aufgrund 
seiner hohen Bedeutung im Gesundheitsziel 2 explizit verankert wurde. Der enge Bezug zwischen Bil-
dung, Sozialstatus, Einkommen und Gesundheit ist evident. Deshalb ist Chancengerechtigkeit in Hin-
blick auf alle Lebensbereiche und insbesondere im Bildungssystem sicherzustellen, womit sowohl die 
Lebenserwartung in Gesundheit erhöht als auch die Krankheitslast verringert werden soll.  

Das Strategie- und Maßnahmenkonzept des Gesundheitsziels 2 adressiert folgende Wirkungsziele 
(WZ):  

• WZ 1: Sozialen Aufstieg im Lebensverlauf und über die Generationen ermöglichen. 
• WZ 2: Soziale und gesundheitliche Ungleichheiten systematisch verringern. 
• WZ 3: Wirksamkeit des gesundheitlichen und sozialen Schutzes erhöhen und für alle  

sicherstellen. 

Das Update wurde in zwei Arbeitsgruppensitzungen (Juni und November 2016) unter Berücksichti-
gung der Ergebnisse des Monitorings der bisher umgesetzten Maßnahmen diskutiert. In der Folge 
wurden Zusatzinformationen zu den eingemeldeten neuen Maßnahmen eingeholt, und der Bericht 
wurde aufbereitet. Die AG setzte sich in diesem Zeitraum aus Vertreterinnen und Vertretern von 
knapp 15 Organisationen zusammen. 

Das Update baut auf dem ursprünglichen Strategie- und Maßnahmenkonzept der Arbeitsgruppe für 
das Gesundheitsziel „Gesundheitliche Chancengerechtigkeit“ (GZ 2) auf, in welchem Wirkungsziele, 
Maßnahmen und Indikatoren festgelegt wurden.  

Eine wesentliche Änderung gegenüber dem alten Konzept ist die Aktualisierung der definierten Maß-
nahmen: Es wurden neue Maßnahmen zu den Wirkungszielen in den Bericht aufgenommen. Bereits 
umgesetzte, nicht mehr aktuelle Maßnahmen aus dem ursprünglichen Bericht finden sich hingegen 
nur mehr im Anhang. Die Verantwortung für die Umsetzung der beschriebenen Einzelmaßnahmen 
liegt weiterhin bei der jeweiligen Organisation, welche die Maßnahmenkoordination inne hat.  
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Einleitung 
Zehn Gesundheitsziele liefern richtungsweisende Vorschläge für ein gesünderes Österreich. Das 
große gemeinsame Ziel ist: mehr Gesundheit, Lebensqualität und Wohlbefinden für alle. Zehn Ge-
sundheitsziele liefern richtungsweisende Vorschläge für ein gesünderes Österreich. Das große, ge-
meinsame Ziel ist: mehr Gesundheit, Lebensqualität und Wohlbefinden für alle. Alle Menschen in Ös-
terreich, sollen die gleichen Chancen auf Gesundheit haben – unabhängig von Alter, Bildung, Einkom-
men, Herkunft, Wohnumgebung oder Geschlecht. Dies kommt sowohl den Einzelnen als auch der 
Gesellschaft insgesamt zugute. 

Gesundheitsziel 2 hat folgenden Hintergrund: 

„Alle Bevölkerungsgruppen sollen über gerechte Chancen verfügen, ihre Gesundheit zu fördern, zu 
erhalten und wiederherzustellen. Bildung ist neben Sozialstatus und Einkommen ein zentraler Ein-
flussfaktor auf die Gesundheit. Insbesondere in Hinblick auf gesunde Lebenserwartung und Krank-
heitslast ist die Chancengerechtigkeit sicherzustellen. Es soll für alle Altersgruppen gewährleistet 
sein, dass unabhängig von Herkunft oder Wohnregion sowie Geschlecht dieselben Gesundheitschan-
cen bestehen. Hierzu bedarf es unter anderem der Stärkung benachteiligter Bevölkerungsgruppen in 
allen Lebensbereichen sowie fairer Ausgangsbedingungen im Bildungssystem. Das Gesundheits- und 
Sozialsystem ist so zu gestalten, dass ein gleicher, zielgruppengerechter und barrierefreier Zugang für 
alle Bevölkerungsgruppen gewährleistet ist. Schaffung und nachhaltige Sicherstellung des Zugangs 
für alle zu evidenzbasierten Innovationen im Gesundheitsbereich muss gemeinsames Ziel aller Akteu-
rinnen und Akteure im Gesundheitssystem sein.“[1] 

Erarbeitungsprozess  

Die bis Ende 2012 durchgeführten Arbeiten zur Entwicklung der Gesundheitsziele in Phase 1 des Ge-
sundheitsziele-Prozesses schufen die Grundlage für Phase 2, in der für jedes Gesundheitsziel ein Stra-
tegie- und Maßnahmenkonzept erarbeitet wird.  

Die Reihenfolge der Bearbeitung der Ziele wird vom Gesundheitsziele-Plenum festgelegt. GZ 2 wurde 
im Gesundheitsziele-Plenum priorisiert und daher in einem relativ frühen Stadium von Phase 2, die 
im Jahr 2013 startete, bearbeitet. Im Zeitraum Oktober 2013 bis Oktober 2014 wurden in insgesamt 
sechs halb- bis eintägigen Workshops Wirkungsziele, Maßnahmen und Indikatoren definiert, die ge-
meinsam das Strategie- und Maßnahmenkonzept des Gesundheitsziels „Gesundheitliche Chancen-
gerechtigkeit“ bilden. Eine ausführliche Darstellung des Arbeitsprozesses und der fachlichen Grundla-
gen findet sich im Arbeitsgruppenbericht vom August 20151. 

Die Umsetzung der Gesundheitsziele wird durch ein Monitoring begleitet. Zentrales Ziel dieses Moni-
torings ist, den breit aufgesetzten Prozess zu überprüfen, ob die Umsetzung planmäßig verläuft und 
ob die angestrebten Ziele erreicht werden. Das Monitoring findet auf drei Ebenen satt:  

• Ebene der Gesundheitsziele: „Meta-Indikatoren“  zur Beobachtung des Fortschritts der Ziel-
erreichung in Hinblick auf die zehn definierten Gesundheitsziele 

• Ebene der Wirkungsziele (WZ): WZ-Indikatoren zur Beobachtung des Fortschritts der Zieler-
reichung in Hinblick auf die zu den einzelnen Gesundheitszielen festgelegten WZ 

                                                                                                                                                                                                 

1 siehe: https://gesundheitsziele-oesterreich.at/website2017/wp-content/uploads/2017/05/bericht-arbeits-
gruppe-2-gesundheitsziele-oesterreich.pdf 

https://gesundheitsziele-oesterreich.at/website2017/wp-content/uploads/2017/05/bericht-arbeitsgruppe-2-gesundheitsziele-oesterreich.pdf
https://gesundheitsziele-oesterreich.at/website2017/wp-content/uploads/2017/05/bericht-arbeitsgruppe-2-gesundheitsziele-oesterreich.pdf
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• Ebene der festgelegten Maßnahmen: Messgrößen zur Beobachtung der Fortschritte bei der 
Umsetzung der Maßnahmen 

Im Jahr 2015 wurde im Rahmen des begleiteten Monitorings der Gesundheitsziele Österreich eine 
Machbarkeitsprüfung2 inkl. Darstellung der Baseline der im Bericht vorgeschlagenen Wirkungsziel-
Indikatoren durchgeführt. Alle für Gesundheitsziel 2 definierten Wirkungsziel-Indikatoren wurden 
dabei als gut geeignet und die Zielwerte als realistisch bis ambitioniert eingestuft. Es wurden daher 
keine Änderungen angeregt. 

Im Jahr 2016 wurde eine Machbarkeitsprüfung zu den vorgeschlagenen Messgrößen (definieren Ziel-
werte in Hinblick auf die planmäßige Umsetzung der definierten Maßnahmen) der festgelegten Maß-
nahmen vorgenommen und dabei für eine Reihe von Messgrößen eine Änderung oder Spezifizierung 
angeregt. In diesem Zusammenhang wurde im Sinne eines ersten Monitorings der Umsetzungstand 
der Maßnahmen per 31.12.2015 erhoben. Die Ergebnisse dieses Maßnahmenmonitorings3 wurden in 
der Arbeitsgruppe präsentiert und dienten als eine Grundlage für die Diskussionen zum Update des 
Strategie- und Maßnahmenkonzepts zum GZ 2.  

Dieses Maßnahmenmonitoring im Rahmen der einzelnen Gesundheitsziele wird regelmäßig wieder-
holt, um den Fortschritt der Maßnahmen sichtbar zu machen und allfällige Umsetzungslücken aufzu-
decken. Die Ergebnisse werden in den jeweiligen Arbeitsgruppen präsentiert und darauf aufbauend 
wird diskutiert, wo Entwicklungsbedarf besteht und welche neuen Maßnahmen zur Erreichung der 
Wirkungsziele beitragen können. Ziel der gemeinsamen Auseinandersetzung mit den Monitoringer-
gebnissen sowie der Beratung zu neuen Maßnahmen ist es auch, Kooperationen und Synergien hin-
sichtlich der Umsetzung von Maßnahmen zu fördern. 

Abbildung 1.1: Verlauf der Arbeitsgruppe 

Quelle: GÖG-eigene Darstellung  

                                                                                                                                                                                                 

2 siehe: https://gesundheitsziele-oesterreich.at/website2017/wp-content/uploads/2017/05/machbarkeitsprue-
fung-wirkungsindikatoren-ziel-1-2.pdf 
3 siehe: https://gesundheitsziele-oesterreich.at/website2017/wp-content/uploads/2017/05/massnahmenmoni-
toring-gesundheitsziele-1-2-3-6.pdf 

https://gesundheitsziele-oesterreich.at/website2017/wp-content/uploads/2017/05/machbarkeitspruefung-wirkungsindikatoren-ziel-1-2.pdf
https://gesundheitsziele-oesterreich.at/website2017/wp-content/uploads/2017/05/machbarkeitspruefung-wirkungsindikatoren-ziel-1-2.pdf
https://gesundheitsziele-oesterreich.at/website2017/wp-content/uploads/2017/05/massnahmenmonitoring-gesundheitsziele-1-2-3-6.pdf
https://gesundheitsziele-oesterreich.at/website2017/wp-content/uploads/2017/05/massnahmenmonitoring-gesundheitsziele-1-2-3-6.pdf
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Zum Bericht 

Der vorliegende Bericht fasst das im Zeitraum Herbst 2016 bis Frühjahr 2017 erstellte Update des Ge-
sundheitsziels „Für gesundheitliche Chancengerechtigkeit zwischen den Geschlechtern und sozioöko-
nomischen Gruppen, unabhängig von der Herkunft, für alle Altersgruppen sorgen“ (GZ 2) zusammen.  

Das Update stellt eine Überarbeitung des ursprünglichen Berichts der Arbeitsgruppe aus dem Jahr 
2015 dar und beinhaltet im Textteil nur die aktuellen (sowohl neue als auch weitergeführte) Maß-
nahmen. Bereits abgeschlossene, nicht umgesetzte Maßnahmen und solche, zu denen keine Informa-
tionen eingeholt werden konnten, sind nur im Anhang dargestellt.  

Um einen Überblick über den Fortschritt der Arbeiten zu geben, werden in den folgenden Kapiteln 
die definierten Wirkungsziele zum GZ 2, die Begründung der Wirkungsziele und bei deren Verfolgung 
jeweils zu berücksichtigende Herausforderungen, eine Beschreibung der Wirkungsziel-Indikatoren 
und die den Wirkungszielen zugeordneten aktuellen Maßnahmen dargestellt. Die Erläuterungstexte 
zu den Maßnahmen wurden von den für die Maßnahmenkoordination verantwortlichen Organisatio-
nen bereitgestellt. 

Im Vergleich zum Ursprungsbericht wurde die Reihung der Maßnahmen zu den einzelnen Wirkungs-
zielen im Text geändert: diese folgen nunmehr einer – bereits beim Maßnahmenmonitoring verwen-
deten – inhaltlichen Ordnung nach Themenclustern (siehe Inhaltsverzeichnis).  

Um die Zuordnung der Maßnahmen zu den Wirkungszielen nachvollziehen zu können, wurden sie für 
den vorliegenden Bericht wie folgt nummeriert: Die Nummerierung setzt sich aus dem Buchstaben M 
(für Maßnahme), der Ziffer für das jeweilige Gesundheitsziel, der Ziffer für das jeweilige Wirkungsziel 
und einer Ziffer für die Maßnahme zusammen; z. B. M2.3.27 für Maßnahme 27 des Gesundheitsziels 
2, Wirkungsziel 3. 

Vorne (nach dem Inhaltsverzeichnis) findet sich ein Verzeichnis aller laufenden Maßnahmen, die un-
ter den jeweiligen Wirkungszielen näher erläutert sind. 

Im Anhang 1 finden sich allgemeine Erläuterungen zum Überblick über die aktuellen Maßnahmen, 
die nach Wirkungszielen sortiert sind (Anhang 2).   

Anhang 3 gibt einen Überblick über jene Maßnahmen aus dem Ursprungsbericht, die bereits abge-
schlossen sind oder nicht umgesetzt wurden sowie über Maßnahmen, zu denen keine Information 
über deren aktuellen Stand eingeholt werden konnte. 

In den Anhängen 2 und 3 wurde eine numerische Reihenfolge beibehalten, um die Suche nach Zu-
satzinformationen zu spezifischen Maßnahmen zu erleichtern.  

 



Kapitel 1 / Wirkungsziel 1 

12 

1 Wirkungsziel 1: Sozialen Aufstieg im 
Lebensverlauf und über die Generationen 
ermöglichen  

1.1 Erläuterung/Herausforderungen 

Sozialer Aufstieg in Hinblick auf Bildung, Einkommen und sozialen Status soll unabhängig von Her-
kunft (familiärer Hintergrund, Region, Migration) und Geschlecht möglich sein. Unter sozialer Mobili-
tät versteht man die Bewegung von Einzelpersonen und/oder Gruppen zwischen unterschiedlichen 
sozioökonomischen Positionen. Diese Bewegung kann über die Generationen (Intergenerationen-
Mobilität) und innerhalb eines Menschenlebens (Intragenerationen-Mobilität) stattfinden. 

In Hinblick auf sozialen Aufstieg und höhere Gesundheitschancen wird dem sozioökonomischen Ein-
flussfaktor Bildung zentrale Bedeutung beigemessen, da der Bildungsstand den Lebensstandard einer 
Person wesentlich beeinflusst und eng mit dem Grad der Deprivation [2] korreliert. Bildung – die häu-
fig mit einer höher qualifizierten Berufstätigkeit einhergeht – führt zu höherem Einkommen, niedri-
gerer Erwerbslosenquote und schützt dadurch vor Armutsgefährdung. Auffallend ist, dass das Bil-
dungsniveau über die Generationen „vererbt“ zu werden scheint: Während 40,6 Prozent der 15 - 
bis 34-Jährigen mit akademisch gebildeten Eltern einen tertiären Bildungsabschluss erreichen, tun 
dies lediglich 4,5 Prozent jener Personen, deren Eltern höchstens einen Pflichtschulabschluss haben, 
d. h. es gibt in Österreich eine geringe „Bildungsmobilität“. Bildung führt aber nicht automatisch zu 
sozialem Aufstieg. Entscheidend ist auch immer, ob Bildung am Arbeitsmarkt „verwertbar“ ist. Für 
gut ausgebildete „Ich-AGs“, studierte Taxifahrer und eine große Zahl an Migrantinnen und Migranten 
verbindet sich hohe Bildung nicht mehr mit hohem Einkommen. Viele müssen in Österreich weit un-
ter ihrer Qualifikation arbeiten. 

Soziale und gesundheitliche Ungleichheiten in der Kindheit haben hohe Prognosewirkung für die 
Morbidität im Erwachsenenalter. Je früher und je länger Kinder sozialer Deprivation ausgesetzt sind, 
desto stärker sind die Auswirkungen.  

1.2 Indikatoren 

Ergebnisindikator 

Bildungsmobilität der 25- bis 59-Jährigen (Bildung der Befragten nach Bildung der Eltern) nach Ge-
schlecht (auch in Hinblick auf Wirkungsziel 2 relevant): 

Die Bildungsmobilität dieser Altersgruppe soll für beide Geschlechter erhöht werden: Bis zum Jahr 
2032 soll der Anteil jener, die bei niedrigstem Bildungsniveau4 der Eltern einen weiterführenden 
Schulabschluss erreichen, von 72 Prozent (im Jahr 2011, 64 % bei Frauen und 79 % bei Männern) auf 
80 Prozent (im Jahr 2032) gestiegen sein, wobei der Unterschied nach Geschlecht nur mehr halb so 
groß sein soll. 

  

                                                                                                                                                                                                 

4  
Pflichtschulabschluss oder gar kein Schulabschluss 
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Erläuterungen 

Basis der Erhebung der Bildungsmobilität ist die Erwachsenenbildungserhebung (Adult Education Sur-
vey, AES), die im Fünfjahresrhythmus geplant ist und bisher dreimal durchgeführt wurde (2007, 
2011/12, 2016/2017). Auch im Rahmen von EU-SILC wurden zweimal (2005 und 2011) Fragen zur Bil-
dung von Betroffenen und deren Eltern gestellt. Die beiden Befragungen AES und EU-SILC kommen 
zu ähnlichen Ergebnissen.  

Der jeweils höhere Bildungsabschluss der Eltern (Mutter oder Vater) definiert die Bildung der Eltern. 
Im Jahr 2011 zeigte sich im unteren Segment, dass die Bildungsmobilität von Frauen deutlich geringer 
ist als jene der Männer: 36 Prozent der Frauen und 21 Prozent der Männer, die Eltern mit maximal 
einem Pflichtschulabschluss haben, kamen über dieses Bildungsniveau nicht hinaus. Umgekehrt for-
muliert: 64 Prozent der Frauen und 79 Prozent der Männer erreichten bei niedrigstem Bildungsniveau 5 
der Eltern einen weiterführenden Schulabschluss. 

1.3 Maßnahmen 

1.3.1 Förderung in der frühen Kindheit 

M2.1.1 Im Kontext Vorsorgemittel: Verstärktes Etablieren von  
Frühen Hilfen (auch GZ 6; siehe auch M2.1.18 und M 2.1.19) 

Startermaßnahme 

Eine wesentliche Basis für Potenziale und Chancen im weiteren Leben wird in der frühen Kindheit ge-
legt. Unterstützung und Förderung in der frühen Kindheit können Lebensqualität, sozioökonomische 
Lage und Gesundheit bis weit ins Erwachsenenleben positiv beeinflussen. Eine zentrale Strategie da-
für sind Frühe Hilfen. Sie zielen darauf ab, Entwicklungsmöglichkeiten und Gesundheitschancen von 
Kindern und Eltern in Familie und Gesellschaft frühzeitig und nachhaltig zu verbessern, und leisten 
damit einen relevanten Beitrag für die gesundheitliche Chancengerechtigkeit. In der praktischen Um-
setzung bilden Frühe Hilfen ein Netzwerk von Maßnahmen zur Gesundheitsförderung bzw. gezielten 
Frühintervention von der Schwangerschaft bis zum Schuleintritt, wobei spezifische Lebenslagen und 
Ressourcen von Familien berücksichtigt werden.  

Um eine breite Etablierung von regionalen Frühe-Hilfen-Netzwerken in Österreich zu unterstützen, 
wurden Frühe Hilfen im Kontext der Vorsorgemittel (zunächst für die Jahre 2015/16, nunmehr auch 
für die Jahren 2017 bis 2021) zum Schwerpunktthema „Gesundheitliche Chancengerechtigkeit von 
Kindern und Jugendlichen“ als empfohlene Umsetzungsmaßnahme festgelegt.  

Maßnahmenkoordination 

Bundesgesundheitsagentur in Kooperation mit Bundesministerium für Gesundheit und Frauen, Bun-
desministerium für Familien und Jugend, Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz, Ländern und Sozialversicherungsträgern 

  

                                                                                                                                                                                                 

5 
Pflichtschulabschluss oder gar kein Schulabschluss 
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Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Im Jahr 2015 startete im Rahmen der Vorsorgemittel der regionale Auf- und Ausbau von Frühe-Hil-
fen-Netzwerken in allen Bundesländern; durch die Verlängerung der Vorsorgemittel bis 2021 soll die 
Finanzierung der bestehenden Netzwerke bis zu diesem Zeitraum sichergestellt werden. 

M2.1.18 Flächendeckender Ausbau von Frühen Hilfen (auch GZ 6; siehe auch 
M2.1.1 und M 2.1.19) 

Seit Anfang 2015 (siehe M2.1.1) werden vor allem durch die Finanzierung aus Vorsorgemitteln und 
Landesgesundheitsförderungsfonds in allen österreichischen Bundesländern regionale Frühe-Hilfen-
Netzwerke auf- bzw. ausgebaut. Aktuell existieren 23 regionale Netzwerke, die 52 der insgesamt 118 
österreichischen Bezirke abdecken. Damit lebt fast die Hälfte der Bevölkerung in einem Einzugsbe-
reich eines regionalen Netzwerks.  

Längerfristig sollen Frühe Hilfen in Österreich flächendeckend und bedarfsgerecht etabliert werden. 
Der weitere Ausbau soll ressortübergreifend (Gesundheit, Familie / Kinder- und Jugendhilfe, Soziales 
etc.) und in enger Kooperation von Bund, Ländern und Sozialversicherungsträgern erfolgen. Zur 
Überbrückung bis zur Klärung einer nachhaltigen Verankerung sollen u. a. die Vorsorgemittel 2017 
bis 2021 und die Landesgesundheitsförderungsfonds zur Finanzierung genutzt werden können.  

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Gesundheit und Frauen in Kooperation mit Bundesministerium für Familien 
und Jugend, Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, Ländern, Sozialversi-
cherungsträgern und Bundesgesundheitsagentur 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Im Jahr 2015 startete im Rahmen der Vorsorgemittel der breite Auf- und Ausbau von Frühen Hilfen in 
Österreich; bis Ende 2020 soll ein flächendeckendes Angebot an regionalen Frühe-Hilfen-Netzwerken 
zur Verfügung stehen.  

M2.1.19 Nationales Zentrum Frühe Hilfen (auch GZ 6; siehe auch M2.1.1 und M 
2.1.18) 

Die breite Etablierung von Frühen Hilfen in Österreich (vgl. „Flächendeckender Ausbau von Frühen 
Hilfen“) wird durch das im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen Anfang 2015 
an der Gesundheit Österreich GmbH (GÖG) eingerichtete Nationale Zentrum Frühe Hilfen (NZFH.at) 
unterstützt.  

Dessen Ziel ist es, die qualitätsvolle, effiziente, bundesweit einheitliche und nachhaltige Bereitstel-
lung Früher Hilfen in Österreich sicherzustellen. Zu diesem Zweck wird die Umsetzung Früher Hilfen 
auf regionaler Ebene durch das NZFH.at fachlich unterstützt und begleitet, wodurch die überregio-
nale Einheitlichkeit in Hinblick auf Inhalt und Qualität des Angebots – auch im Sinne der Effizienz und 
Ressourcenschonung – ausreichend gewährleistet ist und eine langfristige, kontinuierliche Qualitäts-
entwicklung unter Berücksichtigung sich verändernder gesellschaftlicher und demografischer Ent-
wicklungen ermöglicht wird.  

Internationale Evidenz zeigt, dass es bei einer breiten Einführung bewährter Modellprojekte in Hin-
blick auf die Effektivität der Interventionen essenziell ist, die Qualität der Umsetzung zu sichern. Hier 
kommt dem NZFH.at eine zentrale Rolle zu. Der flächendeckende Auf- und Ausbau Früher Hilfen soll 
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daher im Sinne der Qualitätssicherung, Koordination und Effizienz langfristig durch das Nationale 
Zentrum Frühe Hilfen begleitet werden.  

Maßnahmenkoordination  

Bundesministerium für Gesundheit und Frauen in Kooperation mit der Gesundheit Österreich, Bun-
desministerium für Familien und Jugend, Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz, Ländern, Sozialversicherungsträgern und Bundesgesundheitsagentur 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Das Nationale Zentrum Frühe Hilfen wurde mit 1. Jänner 2016 etabliert und soll langfristig die regio-
nale Umsetzung Früher Hilfen in Österreich begleiten. 

M2.1.15 Chancengleichheitsprogramm Frühförderung – 
Familienbegleitung (exemplarische Ländermaßnahme) 

Das Angebot der Familienbegleitung richtet sich an Familien mit einem erhöhten Unterstützungsbe-
darf und besteht ergänzend zur allgemeinen Frühförderung. Für die Betreuung und Begleitung von 
Familien steht damit mehr Zeit zur Verfügung, zum Beispiel um elternbildende Elemente zu vermit-
teln oder Unterstützung in schwierigen Situationen zu ermöglichen. Wesentlich ist, dass sich die Fa-
milienbegleitung bzw. deren Ziele ausschließlich an der Entwicklung des Kindes und dem damit ver-
bundenen familiären Prozess orientiert (Leistungen im Rahmen der Frühförderung gem. Oö. ChG). 
Bei vom Land Oberösterreich per Bescheid bewilligten Fördereinheiten übernimmt das Land die Kos-
ten für die mobile Frühförderung. Bei Pflegegeldbezug fällt ein Selbstbehalt von zehn Prozent an. 

Maßnahmenkoordination 

Amt der Oberösterreichischen Landesregierung, Abteilung Soziales 

Umfang, Beginn und Ende je Maßnahme 

• Umfang einer Einheit: 90 min. 
• Ausmaß pro Jahr: max. 24 Einheiten 
• Beginn/Alter: von Geburt an 
• Beendigung der Leistung: Eintritt in Kindergärten mit Sonderkindergartenpädagoginnen und Son-

derkindergartenpädagogen, Eintritt in Wohneinrichtung gem. § 12 Oö. Chancengleichheitsgesetz 
(Oö. ChG), spätestens: Schuleintritt 

Start der Maßnahme 

Die Familienbegleitung kann nur in Verbindung mit der allgemeinen Frühförderung in Anspruch ge-
nommen werden, Bedarfsmeldungen sind dafür nicht vorgesehen. 

1.3.2 Förderung im schulischen Setting 

M2.1.9 Schulversuch „PTS 2020“ 

Im Zusammenhang mit der im Jahr 2012 gestarteten Qualitätsinitiative zur Steigerung der Attraktivi-
tät der polytechnischen Schule wird der Schulversuch „PTS 2020“ nach einem bundesweiten Rah-
menmodell an aktuell 14 Pilotschulen in allen Bundesländern durchgeführt. Mit diesem Prototyp und 
den Schwerpunkten Individualisierung und Modularisierung werden Strategien und Modelle einer 
flexiblen, individuellen Förderung und Vorbereitung der weiteren Bildungs- oder Berufswahlentschei-
dung erprobt. 
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Über diesen Schulversuch soll dem Umstand einer sehr leistungsheterogenen Schülerpopulation (der 
Bogen spannt sich vom sensiblen Ausgleich bisheriger Lerndefizite und Schullaufbahnverluste bis hin 
zur speziellen Vorbereitung für höhere Qualifikationen, z. B. Lehre mit Matura) durch höchstmögliche 
Flexibilität über modulare Angebote und regelmäßiges, stärkenorientiertes Individual-Feedback 
Rechnung getragen werden. 

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Bildung  

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Der Start erfolgte mit September 2013, die geplante Laufzeit beträgt vier Jahre. 

M2.1.10 Flächendeckende Einführung der Neuen Mittelschule an Haupt-
schulstandorten 

Die flächendeckende Einführung der Neuen Mittelschule an Hauptschulstandorten als erster Schritt 
zu einer gemeinsamen Schule der 10- bis 14-Jährigen trat mit dem Schuljahr 2012/13 in Kraft. AHS-
Unterstufen können sich im Rahmen von Schulversuchen an diesem Reformprojekt beteiligen. Ziel 
der Maßnahme ist das Erhöhen der Chancengerechtigkeit im österreichischen Schulsystem, um mehr 
Jugendliche zu einem höheren Bildungsabschluss zu führen sowie eine neue Lernkultur an Schulen 
der Sekundarstufe I mit den Eckpfeilern Individualisierung und innere Differenzierung zu etablieren. 

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Bildung 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

In den Jahren 2012/13 wurden alle bestehenden Pilotschulen des Modellversuchs Neue Mittelschule 
zu Regelschulen. Seither nahmen alle Hauptschulen schrittweise – beginnend mit den 1. Klassen – die 
Arbeit der Entwicklung zur Neuen Mittelschule auf. Seit 2015/16 werden alle vormaligen Hauptschu-
len als Neue Mittelschulen (aufsteigend mit den 1. Klassen) geführt. Im Schuljahr 2018/19 wird die 
Maßnahmenumsetzung abgeschlossen sein. Im Schuljahr 2013/14 gab es 936 Standorte mit insge-
samt 5.837 Klassen (Stand Oktober 2013). 

Im Schuljahr 2014/15 kamen bundesweit noch 136 Standorte mit ca. 280 Klassen hinzu (Stand De-
zember 2013). 

M2.1.11 Soziale Arbeit an Schulen im Rahmen der bundesweiten 
Entwicklungspartnerschaft  

Startermaßnahme 

Das operationelle Programm des Europäischen Sozialfonds (ESF) 2014–2020 sieht die Förderung von 
Schulsozialarbeitsprojekten vor. Schulsozialarbeit wird dabei als systemisch orientierte psychosoziale 
Unterstützung für Schulen verstanden, die insbesondere sozial benachteiligten Schülerinnen und 
Schülern zugutekommt. Demgemäß und auf Basis einschlägiger Befunde aus den Bildungsstandarder-
hebungen, wonach Schulen mit schwierigen sozialen Umfeldbedingungen besonderer Unterstützung 
bedürfen, sollen die Projekte auf Schulstandorte mit hoher oder sehr hoher sozialer Benachteiligung 
konzentriert werden. Die Wahl wird aufgrund eines für jeden Schulstandort errechenbaren Sozialin-
dex [3] getroffen.  
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Konkret gefördert werden Schulsozialarbeitsprojekte, die von Trägervereinen an ausgewählten Schul-
standorten im Bereich der Sekundarstufe I sowie an berufsbildenden mittleren Schulen durchgeführt 
werden. Die Vereine werden von der jeweils zuständigen Landesbehörde für Kinder- und Jugendhilfe 
autorisiert, während ein Landesgremium, bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern der Schulbe-
hörde und des Landes, für die Standortwahl verantwortlich ist. Eine hohe oder sehr hohe soziale Be-
nachteiligung und eine hohe Schulabsentismusrate sind für die Auswahl ausschlaggebend. Auf die 
Entwicklung eines für den jeweiligen Schulstandort maßgeschneiderten Konzepts und eine enge Ab-
stimmung mit den anderen Unterstützungssystemen wird großer Wert gelegt. 

Die Projekte werden zu 50 Prozent aus Mitteln des ESF und zu 50 Prozent aus nationalen Mitteln ge-
fördert, wobei Letztere im Falle der Pflichtschulprojekte von Ländern und Gemeinden und bei Bun-
desschulen vom BMB beigebracht werden. 

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Bildung  

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Die Landesregierungen und Landesschulräte wurden im Juni 2014 über die Maßnahmenplanung in-
formiert. Nach Beschluss des operationellen Programms ESF 2014–2020 erfolgte im Frühjahr 2015 
ein „Call for Projects“, an den sich das Auswahlverfahren anschließt. Die operative Tätigkeit an den 
Schulen startete im  September 2015. 

1.3.3 Berufsorientierung 

M2.1.2 Produktionsschulen 

Startermaßnahme 

Produktionsschulen stellen ein sehr individuelles Unterstützungsangebot dar , das als Nachreifungs-
projekt konzipiert ist, an das Jugendcoaching (siehe GZ 6) anschließt und wesentlich dazu beitragen 
soll, die Ausgrenzung Jugendlicher beim Übertritt von der Pflichtschule in eine weiterführende (Be-
rufs-)Ausbildung oder in den Arbeitsmarkt zu verhindern. Junge Menschen bis zum vollendeten 21. 
bzw. 24. Lebensjahr (bei Jugendlichen mit Behinderung oder sonderpädagogischem Förderbedarf), 
denen soziale Kompetenzen und Kulturtechniken fehlen, bekommen die Möglichkeit, versäumte 
Basisqualifikationen und Social Skills nachträglich zu erwerben. Im Rahmen der Teilnahme an Produk-
tionsschulen sollen die Jugendlichen an den für sie am besten geeigneten nächsten Ausbildungs-
schritt herangeführt werden. Dabei rücken die individuell vorhandenen Kompetenzen und Entwick-
lungspotenziale der Jugendlichen in den Vordergrund. Das Programm basiert auf den vier Säulen 
Training, Wissenswerkstatt, Coaching und Sport; die Dauer der Teilnahme daran ist bis auf Ausnah-
mefälle auf ein Jahr begrenzt.  

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

1. Ausbauphase im Jahr 2014 (Pilotphase), weiterer Ausbau seit 2015 



Kapitel 1 / Wirkungsziel 1 

18 

M2.1.13 „Initiative Erwachsenenbildung“: Nachholen von  
Bildungsabschlüssen und Basisbildung 

Die Initiative Erwachsenenbildung fördert mit den Programmbereichen Basisbildung und Pflichtschul-
abschluss bildungsbenachteiligte und formal gering qualifizierte Erwachsene, um diesen bessere Zu-
gangschancen in puncto Arbeitsmarkt zu eröffnen und die soziale Integration zu fördern. Die Initiative 
Erwachsenenbildung ist ein Förderprogramm der Länder und des Bundes. Ihre Grundlage bildet eine 
Vereinbarung nach Art. 15a B-VG. Sie bietet bundesweit die Möglichkeit eines kostenlosen Kursbe-
suchs im Bereich Basisbildung oder eines Nachholens des Pflichtschulabschlusses an. Qualitative Eck-
punkte der Initiative Erwachsenenbildung sind:  

einheitliche Qualitätsstandards 

• Mindeststandards für Anbieter (Infrastruktur, Ausstattung …) 
• Mindeststandards für die Kursgestaltung und -inhalte (Curriculum, Betreuung) 
• Qualifikation der Trainerinnen und Trainer sowie Beraterinnen und Berater 

Prinzipien der Umsetzung 

• 50:50-Finanzierung durch Land und Bund auf Basis gemeinsam erarbeiteter Normkostenmodelle 
• konkrete Förderentscheidung erfolgt durch das Land (Bund refundiert Förderanteil) 
• einheitliche Qualitätssicherung durch Akkreditierung der Angebote (Geschäftsstelle finanziert 

vom Bund) 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung 

Bundesministerium für Bildung, Länder  

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Die erste Programmphase lief von 1. 1. 2012 bis 31. 12. 2014. Danach erfolgte eine Verlängerung um 
weitere drei Jahre bis Ende 2017.  

M2.1.16 „TalenteCheck Berufsbildung“ für Wiener Schülerinnen  
und Schüler (exemplarische Ländermaßnahme) 

Der TalenteCheck Berufsbildung bietet Wiener Schülerinnen und Schülern der 8. Schulstufe eine gute 
Orientierung in Hinblick auf die eigenen Stärken und Schwächen sowie auf die Anforderungen der 
Wirtschaft. Gleichzeitig ist er eine gute Übung für spätere Aufnahmetests vor allem für jene Jugendli-
chen, die eine Lehrlingsausbildung beginnen möchten. Durch gezieltes Entdecken der Stärken der 
Jugendlichen wird die Berufssuche und -wahl erleichtert, womit ein Beitrag zur Armutsbekämpfung 
durch Beschäftigung geschaffen wird.  

Seit dem Schuljahr 2013/14 ist der TalenteCheck Berufsbildung fixer Bestandteil des Unterrichtsange-
bots für alle Schüler/Schülerinnen der 8. Schulstufe.  

Nähere Informationen unter http://www.talentecheckwien.at  

Maßnahmenkoordination 

Wirtschaftskammer Wien und Wiener Stadtschulrat 

  

http://www.talentecheckwien.at/
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Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Die Maßnahmen wurde – nach einem Pilotprojekt im Schuljahr 2012/13 – im Schuljahr 2013/14 ge-
startet und soll längerfristig bestehen bleiben. 

M2.1.17 „Begabungskompass“ (exemplarische Ländermaßnahme) 

Im Rahmen dieses Projekts werden Berufsorientierungstests mit Jugendlichen durchgeführt, um den 
Auswahlprozess des weiteren Ausbildungsweges zu optimieren. Damit kann Schulabbrüchen vorge-
beugt werden, was Armutsgefährdung verringert.  

Ziel der Tests ist das Abklären von Fähigkeiten und Neigungen der Jugendlichen. Dabei werden Intelli-
genz- und Leistungstestverfahren sowie Interessen- und Neigungstests und ein Persönlichkeitsverfah-
ren eingesetzt.  

Die Tests sind in einen Anamnesebogen, ein Interessenprofil, ein Neigungsverfahren, einen Persön-
lichkeitsfragebogen, eine kognitive Leistungserfassung sowie eine Erfassung praktisch-handwerkli-
cher Fähigkeiten unterteilt.  

In den ersten drei Kategorien werden allgemeine Fakten, das Interesse an Tätigkeiten und Beschäfti-
gungen und das Kontaktverhalten sowie das Leistungsverhalten und das emotionale Verhalten ermit-
telt. Die kognitive Leistungserfassung gliedert sich in das Überprüfen der Rechtschreibkenntnisse, der 
seriellen Logik und des Merkvermögens. Besonders die Tests in Bezug auf praktisch-handwerkliche 
Fähigkeiten müssen anhand verschiedener interaktiver Stationen bewältigt werden. Diese überprü-
fen unter anderem das technische Verständnis, das räumliche Vorstellungsvermögen, die praktische 
Rechenfertigkeit und Geschicklichkeit. 

Es wird versucht viele Testdimensionen sprachfrei zu ermitteln, um die Ergebnisse auch für Jugendli-
che mit anderen Muttersprachen aussagekräftig zu machen.  

Die bisherige Zufriedenheit mit dem Projekt zeigt, dass die vielfältigen Tests zur optimalen Auswahl 
des weiteren Bildungswegs beitragen und so eine effektive Maßnahme zur Armutsvermeidung sind.  

Maßnahmenkoordination 

Wirtschaftsförderungsinstitut Niederösterreich, Niederösterreichische Landesakademie  

Start der Maßnahme 

Das Programm läuft seit dem Schuljahr 2013/14. 

1.3.4 Aus- und Weiterbildung von Akteurinnen und Akteuren  
im Bildungswesen 

M2.1.5 Schwerpunkte in der Lehrerinnen- und Lehrerfort- und  
-weiterbildung 

Deutsch als Zweitsprache und Interkulturelles Lernen sind als Schwerpunkte in der Fort- und Weiter-
bildung von Lehrerinnen und Lehrern seit 2007 verstärkt verankert. 2014 wurden die umfassende 
Sprachförderung sowie Leseförderung in allen Altersstufen mit besonderer Berücksichtigung der Ele-
mentar- und Grundschulpädagogik, Sprachenvielfalt, Mehrsprachigkeit, Interkulturalität und Interna-
tionalisierung als längerfristige Schwerpunkte bis 2018 festgelegt. 
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Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Bildung und Österreichisches Sprachenkompetenzzentrum in Zusammenar-
beit mit den österreichischen pädagogischen Hochschulen 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Die Maßnahme startete im Wintersemester 2014/15 und wird voraussichtlich bis 2018 fortgesetzt. 

1.3.5 Diversität und sprachliche (Weiter-)Bildung  

M2.1.3 Netzwerke Sprachförderung („Sprachfördercluster“) 

Einem Ministerratsbeschluss entsprechend sollen Kinder mit sprachlichem Förderbedarf von Anfang 
an spezielle Förderung erhalten. Aus diesem Grund entwickelte das damalige Ministerium für Bildung 
und Frauen mit wissenschaftlicher Begleitung und auf Basis bestehender Fördermaßnahmen entspre-
chende Sprachförderungsmodelle weiter, die seit dem Schuljahr 2013/14 in allen Bundesländern ein-
gerichtet und erprobt werden.  

Ziel der Förderung ist es, die Grundlagen für das Erlernen der Bildungssprache Deutsch früh zu legen 
und die Kinder mit individueller Förderung zu befähigen, dem Unterricht adäquat folgen zu können. 
Damit sollen eine aktive Teilnahme am Unterricht und eine bessere Integration im Klassenverband 
ermöglicht werden. 

Zentrale Bedeutung haben dabei die kindgerechte Gestaltung der Schuleingangsphase und die indivi-
dualisierte (Sprach-)Förderung in der Volksschule, insbesondere in der Grundstufe I. 

Ziel der Modellprojekte ist, standortspezifische Ansätze umfassender Sprachförderung zu erproben. 
Dabei werden wissenschaftliche Erkenntnisse und Erfahrungen erfolgreicher Praxis genutzt. Die Mo-
dellprojekte werden wissenschaftlich begleitet und evaluiert. Auf Basis dieser Erkenntnisse und Er-
fahrungen sollen mittelfristig die Cluster bedarfsgerecht ausgeweitet werden. Die Gesamtevaluation 
wird vom BIFIE geleitet. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

bundesweit: Bundesministerium für Bildung  

in den Bundesländern: Landesschulräte für die allgemeinen Pflichtschulen 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Laufzeit der Modellprojekte war September 2013 bis zum Ende des Schuljahrs 2015/16; Die Ergeb-
nisse der Evaluation  flossen in das Schulrechtspaket  ein (Umsetzung der Schulreform  mit  Schuljahr 
2016/17). 

M2.1.4 Rahmencurricula frühe sprachliche Bildung 

Die pädagogischen Hochschulen bieten seit 2008/09 Lehrgänge im Ausmaß von 6 ECTS-Punkten für 
die frühe Sprachförderung als Fortbildungsmaßnahme an. Diese können sowohl von Grundschulpäd-
agoginnen/-pädagogen als auch Kindergärtnerinnen/Kindergärtnern besucht werden. Dieses Ange-
bot wurde vom Bildungsministerium in Auftrag gegeben und finanziert. Im Jahr 2014 wurde die Über-
arbeitung der Rahmencurricula in Richtung „Basislehrgang“ und „Ausbaustufe“ des Lehrgangs, je 
nach regionalem Bedarf, weiterentwickelt. 
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Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Bildung  

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Die Lehrgänge mit überarbeiteten Curricula starteten im Wintersemester 2014/15, die vertiefenden 
Module sind in Entwicklung. 

M2.1.20 Mobile interkulturelle Teams (MIT) 

Die MIT unterstützen sowohl Schulen und schulisch Verantwortliche bei deren Integrationsbemühun-
gen als auch Schüler/-innen mit Fluchterfahrung und deren Familien bei Problemstellungen im schuli-
schen Kontext. Im Projektauftrag, der auch durch das Finanzministerium genehmigt wurde, sind kon-
krete Ziele festgeschrieben: 

• konstruktive Integration von Flüchtlingskindern an den österreichischen Schulen 
• gezielte Unterstützung der Schulaufsicht, der Schulen sowie des Lehrpersonals bei der Auf-

nahme und Integration von Flüchtlingskindern und -jugendlichen in die Schul- und Klassenge-
meinschaft 

• (aufsuchende) Beratung der Eltern und Unterstützung des familiären Umfelds der Flüchtlingskin-
der 

• Prävention gegen Ausgrenzung und (ethnische) Konflikte  
• Sicherstellung einer adäquaten (Deutsch-)Förderung für Flüchtlingskinder in den Schulen 
• Unterstützung bzw. Ergänzung der Schulpsychologie sowie anderer schulischer Unterstützungs-

systeme 
• Durch Flucht und/oder Fluchtgründe traumatisierten Kindern und Jugendlichen wird eine Unter-

stützung bei der Bewältigung der traumatischen Erfahrungen angeboten. Dadurch wird ihre 
Resilienz im Umgang mit Stresssituationen in Zukunft erhöht. 

• Durch Arbeiten mit allen Kindern/Jugendlichen an einem Schulstandort oder in einem Klassen-
verband wird gegenseitiges Verständnis gefördert und (soziale) Unterschiede werden sichtbar 
gemacht. Dies fördert die soziale Kompetenz aller Schülerinnen und Schüler. 

Damit wird ein Beitrag zu sozialer Gerechtigkeit geleistet und soziale Ungleichheit abgebaut. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Bundesministerium für Bildung 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Diese Maßnahme wurde bei der Regierungsklausur vom 11. 9. 2015 beschlossen und aus dem Integra-
tionstopf finanziert. Seit 1. 4. 2016 erfolgte der kontinuierliche Aufbau der Mitarbeiter/-innen, mit 
Ende Juni 2016 war der geplante Personalstand von 75 Vollzeitäquivalenten erreicht. Die Maßnahme 
ist derzeit bis 31. 8. 2018 finanziert. 

M2.1.21 Anerkennungs- und Bewertungsgesetz (AuBG) 

Ziel der Maßnahme ist die Unterstützung der Arbeitsmarktintegration und ausbildungsadäquaten 
Beschäftigung von Migrantinnen/Migranten durch Anerkennung und Bewertung im Ausland erwor-
bener formaler Qualifikationen; der Berufszugang wird nicht berührt oder geändert. 

Die konkrete Umsetzung erfolgt durch zwei Serviceeinrichtungen:  
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• Anerkennungsportal als Informations- und Orientierungshilfe mit konkreten Informationen zur 
zuständigen Behörde (direkter Link), notwendigen Dokumenten, notwendigen Übersetzungen 
und/oder Beglaubigungen und Verfahrenskosten 

• Beratungsstelle als persönliche Ansprech- und Kontaktstelle für Asyl- und subsidiär Schutzberech-
tigte, die unverschuldet die Dokumente nicht mehr beibringen können 

Darüber hinaus werden alle Verfahren einheitlich statistisch erfasst sowie Bewertungsverfahren für 
Lehr-, Schul- und Hochschulabschlüsse eingeführt.  

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres  

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme:  

Das Anerkennungs- und Bewertungsgesetz trat am 12. 7. 2016 in Kraft, die Serviceeinrichtungen sollen 
langfristig zur Verfügung stehen.  

M2.1.22 Integration junger Flüchtlinge durch Maßnahmen  
aus dem Bereich Berufs- und Erwachsenenbildung 

Im Bereich Berufs- und Erwachsenenbildung des Bildungsministeriums wurden drei Maßnahmen ent-
wickelt, die auf die Aus- und Weiterbildung junger Flüchtlinge ausgerichtet sind, welche nicht mehr 
von der Schulpflicht erfasst werden:  

• vorbereitende Übergangsstufe an BMHS für jugendliche Flüchtlinge, die die Schulpflicht in  
einem anderen Land nicht abgeschlossen haben.  

• Übergangsstufe an BMHS für jugendliche Flüchtlinge, die die Schulpflicht in einem anderen 
Land bereits abgeschlossen haben 

• Basisbildung/Alphabetisierung und erwachsenengerechter Pflichtschulabschluss für jugendliche 
Flüchtlinge mit Alphabetisierungs-/Basisbildungsbedarf. 

Der Unterricht an der vorbereitenden Übergangsstufe an BMHS bzw. Übergangsstufe an BMHS folgt 
einem eigens entwickelten Lehrplan. Schwerpunkt des Unterrichts beider Formen der Übergangs-
stufe ist der Deutschunterricht. Für Teilnehmer/-innen des Vorbereitungslehrgangs liegt der Fokus 
weiters auf dem Nachholen und Ergänzen allgemeinbildender Fächer sowie auf einer Orientierung in 
unterschiedlichen Gegenstandsbereichen. Der Abschluss des Lehrgangs ermöglicht den Übertritt in 
die Übergangsstufe an BMHS, deren Ziel eine weiterführende Ausbildung an einer BMHS oder eine 
duale Ausbildung ist. 

Die Kurse zur Basisbildung/Alphabetisierung richten sich an junge Flüchtlinge, die über wenig bzw. 
keine Schulbildung verfügen. Neben dem Spracherwerb (Sprachkompetenz in Deutsch: Sprechen,  
Lesen, Schreiben) können sie im Rahmen eines erwachsenengerechten Unterrichts den Pflichtschul-
abschluss erwerben. Die jeweiligen Bildungsmaßnahmen sehen die Möglichkeit einer daran anschlie-
ßenden Aus- oder Weiterbildung bzw. einer Integration in den Arbeitsmarkt vor. Die Basisbildungs-
bzw. Alphabetisierungsmaßnahmen erfordern zudem eine zusätzliche Professionalisierung der Basis-
bildner/-innen. 
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Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung 

Bundesministerium für Bildung  

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Für das Schuljahr 2015/16 wurden erstmals 44 Übergangsstufen an BMHS eingerichtet, deren Zahl im 
darauffolgenden Jahr (2016/2017) unter zusätzlicher Einführung der vorbereitenden Übergangsstufe 
an BMHS erhöht wurde. Auch die Angebote im Bereich Basisbildung/Alphabetisierung, erstmals 2016 
angeboten, wurden 2017 sowohl für Jugendliche als auch zur fachlichen Professionalisierung erweitert. 

1.3.6 Förderung von Bildung und (anerkannten) Kompetenzen 

M2.1.23 Strategie zur Validierung nichtformalen und  
informellen Lernens  

Die Anerkennung außerhalb des formalen Bildungssystems im In- und Ausland erworbener Lerner-
gebnisse spielt eine entscheidende Rolle – insbesondere für sozioökonomisch Benachteiligte – beim 
Zugang der Betroffenen zu Aus- und Weiterbildung sowie bei der gleichberechtigten Partizipation auf 
dem Arbeitsmarkt. Diese gewinnt gerade vor dem Hintergrund aktueller Herausforderungen wie ho-
her Arbeitslosigkeit und Flüchtlingsintegration an Bedeutung. Gerade für Personen mit niedriger 
Qualifikation oder ohne formalen Abschluss bietet die Validierung die Chance auf ein Sichtbarma-
chen ihrer Kompetenzen. 

Informelles Lernen bezeichnet einen nichtgeregelten Lernprozess, der beispielsweise im Alltag, am 
Arbeitsplatz oder in der Freizeit stattfindet. Nichtformale Qualifikationen sind das Ergebnis einer Aus-, 
Fort- oder Weiterbildung, die nicht durch Gesetz oder Verordnung geregelt ist. 

Die Entwicklung der Validierungsstrategie ist eines der Ziele der Strategie zum lebensbegleitenden 
Lernen in Österreich (2011) und orientiert sich an der „Empfehlung des Europäischen Rates zur Vali-
dierung nichtformalen und informellen Lernens“ (2012). Die „Strategie zur Validierung nichtformalen 
und informellen Lernens in Österreich“ wurde auf der Basis einer fundierten Bestandsaufnahme der 
gängigen Validierungspraxis sowie eines breitangelegten nationalen Konsultationsprozesses unter 
Berücksichtigung der Stellungnahmen relevanter Stakeholder verfasst.  

Für die etappenweise Umsetzung der Strategie ist in einer ersten Konzeptions- und Etablierungs-
phase die Einrichtung vier thematischer Arbeitsgruppen (bestehend aus Expertinnen und Experten 
insbesondere aus den Bereichen Bildung und Arbeitsmarkt) vorgesehen, welche langfristig zur quali-
tätsgesicherten Entwicklung von Validierungsmaßnahmen beitragen sollen. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Bundesministerium für Bildung in Kooperation mit dem Bundesministerium für Wissenschaft, For-
schung und Wirtschaft  

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Die Strategie zur Validierung nichtformalen und informellen Lernens in Österreich sieht folgende 
Etappen für die Umsetzungsphase 2016–2018 (im Anschluss an die politische Empfehlung der Strate-
gie) vor: 
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– 2016/17: Konstituierung der thematischen Arbeitsgruppen 
– bis Ende 2017: Entwicklung folgender Produkte durch die thematischen Arbeitsgruppen: Kriterien-
katalog für qualitätsvolle Validierungsprozesse, Kompetenzprofile für aktiv an der Validierung betei-
ligtes Personal, Onlineportal für bessere Sichtbarkeit der Validierung  
– bis Ende 2018: Diese Produkte werden evaluiert und in der Folge umgesetzt. Ein Status-quo-Bericht 
ergeht an die Europäische Kommission.  

M2.1.24 Ausbildungspflicht bis zum 18. Lebensjahr (auch GZ 6) 

Im Regierungsprogramm 2013–2018 ist verankert, dass „alle unter 18-Jährigen nach Möglichkeit eine 
über den Pflichtschulabschluss hinausgehende Ausbildung abschließen sollen“. Deshalb wird ein Ge-
setz zur Ausbildungspflicht erlassen, das alle Jugendlichen betrifft, die nur die Schulpflicht erfüllt ha-
ben und sich dauerhaft in Österreich aufhalten. 

Bildung und Ausbildung sind der Schlüssel für eine gesicherte Zukunft junger Menschen. Zwar ist in 
Österreich die Jugendarbeitslosigkeit relativ niedrig, doch ist Österreich mit neun Pflichtschuljahren 
eines der Schlusslichter innerhalb der EU und rangiert international im Mittelfeld, weil neun Jahre 
Bildung bzw. die Ausbildungsgarantie nicht mehr ausreichend für die (Qualifikations-)Anforderungen 
des Arbeitsmarktes und der gesellschaftlichen Teilhabe sind. 

Während die meisten Jugendlichen nach dem Ende der neunjährigen Schulpflicht ohnehin den Schul-
besuch fortsetzen oder eine Lehre absolvieren, trifft dies für eine kleine Gruppe nicht zu. Sie brechen 
den Schulbesuch oder ihre Ausbildung ab, nehmen Hilfstätigkeiten an oder ziehen sich phasenweise 
ganz aus den Systemen Bildung, Ausbildung und Arbeitsmarkt zurück. Ein solch schlechter Start in das 
Berufsleben zieht lebenslange schwerwiegende Folgen für die Betroffenen nach sich. Junge Men-
schen mit maximal Pflichtschulabschluss haben ein dreifaches Arbeitslosigkeitsrisiko, ein vierfaches 
Risiko, Hilfsarbeiterinnen oder Hilfsarbeiter zu werden, und ein siebenfaches Risiko, in erwerbsfernen 
Positionen tätig zu sein. Mit dem Projekt „AusBildung bis 18“ soll die nachhaltige berufliche Integra-
tion junger Menschen deutlich verbessert werden. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

Voraussichtlicher Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Das Gesetz trat mit 1. 8. 2016 in Kraft, als erster Jahrgang ist der Schulentlassungsjahrgang 
2016/2017 im Sommer/Herbst 2017 von der neuen Ausbildungspflicht betroffen. Die nachfolgenden 
Jahrgänge sollen sukzessive hineinwachsen, sodass der Vollausbau 2019/2020 erreicht wird, mögli-
che Sanktionen bei Nichterfüllung können erst ab Juli 2018 verhängt werden. 
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2 Wirkungsziel 2: Soziale und gesundheitliche 
Ungleichheiten systematisch verringern 

2.1 Erläuterung/Herausforderungen 

Der Begriff soziale Ungleichheit definiert Unterschiede zwischen Gesellschaftsmitgliedern bezüglich 
sozialer Schichtmerkmale, wie z. B. Einkommen, Teilhabe an den Bildungsgütern, berufliches Sozial-
prestige, verfügbarer Besitz, Gesundheitsrisiken von Arbeitsbedingungen und Wohngegend. Wenn 
beispielsweise Einkommen ungleich verteilt ist, spricht man von Verteilungsungleichheit. Unter Chan-
cenungleichheit hingegen versteht man, wenn bestimmte Bevölkerungsgruppen innerhalb der Ver-
teilung eines Gutes eine bessere oder schlechtere Stellung einnehmen. 

Gesundheitliche Ungleichheiten beschreiben die Unterschiede, die sich in Krankheits- und Sterberi-
siko nach sozialen Schichten, sozialem Status oder anderen sozioökonomischen Maßzahlen ergeben. 

Abbildung 2.1: 
Zusammenhänge zwischen sozialer und gesundheitlicher Ungleichheit 

 

Quelle: Rosenbrock, 2006 

Was führt zum höheren Krankheits- und Sterberisiko Ärmerer? Es sind die Unterschiede 

• (1) in den gesundheitlichen Belastungen,  
• (2) in den Bewältigungsressourcen und Erholungsmöglichkeiten,  
• (3) in der gesundheitlichen Versorgung und  
• (4) im Gesundheits- und Krankheitshandeln.  
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Das eine bedingt das andere. Stress durch finanziellen Druck und schlechte Wohnverhältnisse geht 
Hand in Hand mit einem geschwächten Krisenmanagement und hängt unmittelbar mit mangelnder 
Inanspruchnahme von Gesundheitsdiensten und einem ungesunden Lebensstil zusammen. 

Wie verwoben Belastungen, Ressourcen und Gesundheitsverhalten sind, zeigt die Abbildung 2.1. Sie 
weist auch auf den dominanten Einfluss von Wissen, Macht, Geld und Prestige hinsichtlich der Unter-
schiede bei Morbidität und Mortalität hin.  

Gesundheitsförderung ohne Berücksichtigung des Umfelds greift genauso zu kurz wie sozialer Aus-
gleich ohne den Blick auf das Handeln von Personen. Gesundheitsförderndes Verhalten ist am besten 
in gesundheitsfördernden Verhältnissen erreichbar.  

2.2 Indikatoren  

Ergebnisindikatoren 

Die Unterschiede der ferneren Lebenserwartung in Gesundheit im Alter von 25 Jahren nach Bil-
dungsgrad (hoher [Matura-/Hochschulabschluss] versus geringer [max. Pflichtschulabschluss] Bil-
dung) sollen bis 2032 um 30 Prozent verringert werden, indem die Lebenserwartung in Gesundheit 
von Menschen mit niedriger Bildung erhöht wird.  

Einkommensunterschiede zwischen Menschen mit Höchst- und Niedrigsteinkommen sollen redu-
ziert werden, gemessen am Verhältnis des Gesamteinkommens des obersten Quintils (der 20 Pro-
zent der Bevölkerung mit dem höchsten Einkommen) zum Gesamteinkommen des untersten Quin-
tils (der 20 Prozent der Bevölkerung mit dem niedrigsten Einkommen). Dieses Verhältnis lag in Öster-
reich im Jahr 2015 bei 4,0 (bei weitgehend gleich bleibendem Trend in den letzten Jahren) und soll 
bis 2032 auf 3,5 reduziert werden (S80/S206). 

Einkommensunterschiede zwischen Männern und Frauen sollen reduziert werden, gemessen am An-
teil des Bruttostundenlohns von Frauen am Bruttostundenlohn von Männern. Im Jahr 2010 war der 
Bruttostundenlohn von Frauen um 24 Prozent niedriger als der von Männern. Im Jahr 2032 soll die-
ser Unterschied maximal 16 Prozent betragen (das entspricht dem derzeitigen Durchschnitt der 
EU 28-Länder). 

Erläuterungen 

Basis der Berechnung der ferneren Lebenserwartung in Gesundheit ist die österreichische Gesund-
heitsbefragung (ATHIS) in Kombination mit der Todesursachenstatistik. Im Jahr 2006 konnten 25-jäh-
rige Männer und Frauen mit weiteren 46 bzw. 45 Jahren in guter Gesundheit rechnen, sofern sie ei-
nen Matura- oder höheren Bildungsabschluss aufwiesen. Männer und Frauen mit maximal einem 
Pflichtschulabschluss hingegen konnten lediglich 32 bzw. 33 weitere Lebensjahre in Gesundheit er-
warten. Der Unterschied betrug also 14 Jahre bei Männern und 12 Jahre bei Frauen. Eine Reduktion 
des Unterschieds um 30 Prozent würde bedeuten, dass bei Männern der Unterschied nur mehr 10 
und bei Frauen nur mehr 8 Jahre beträgt. 

Die Berechnung der Einkommensunterschiede zwischen Menschen mit Höchst- und Niedrigstein-
kommen beruht auf der jährlichen EU-SILC-Befragung. Der Indikator misst das Verhältnis des Ge-
samteinkommens des obersten Quintils (der 20 Prozent der Bevölkerung mit dem höchsten Einkom-
men) zum Gesamteinkommen des untersten Quintils (der 20 Prozent der Bevölkerung mit dem 

                                                                                                                                                                                                 

6 S20/S80 = Quotient des durchschnittlichen Nettohaushaltsäquivalenzeinkommens der 20 % mit dem geringsten Einkom-
men gegenüber jenem der 20 % mit dem höchsten Einkommen 
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niedrigsten Einkommen). Als Einkommen wird ein äquivalisiertes Haushaltseinkommen (inkl. Sozial-
leistungen) definiert, in dem das Haushaltseinkommen auf die in diesem Haushalt lebenden Perso-
nen umgerechnet wird. (Anteilsverhältnis der Einkommensquintile, S80/S20) 

Das Verhältnis des Bruttostundenverdiensts zwischen Männern und Frauen ist ein EU-
Strukturindikator. Er wird im Rahmen der Verdienststrukturerhebung europaweit einheitlich alle vier 
Jahre erhoben (2006, 2010, 2014). Im Oktober 2014 verdienten unselbständig beschäftigte Männer 
in Österreich 15,09 Euro brutto pro Stunde, Frauen nur 12,23 Euro7. 

2.3 Maßnahmen 

2.3.1 Gesundheitliche Ungleichheiten verringern  

M2.2.3 Vorsorgemittel 2015/16 und 2017 bis 2021 –  
Schwerpunktthema gesundheitliche Chancengerechtigkeit  
bei Kindern und Jugendlichen 

Die Vorsorgemittel gemäß Artikel 33 der Vereinbarung nach Artikel 15a B-VG über die Organisation 
und Finanzierung des Gesundheitswesens werden jeweils für eine bestimmte Laufzeit Schwerpunkt-
themen gewidmet. Mittelempfänger sind Bund, Länder und SV-Träger. Die Vereinbarung gemäß Arti-
kel 15a B-VG (BGBI I Nr. 105/2008, kurz: 15a-Vereinbarung) [4] sieht vor, dass jährlich Mittel für Ge-
sundheitsförderungs- und -vorsorgemaßnahmen – sogenannte Vorsorgemittel – zur Verfügung ge-
stellt werden. Die Mittelvergabe hat sich an der „Strategie zur Verwendung der Vorsorgemittel“ und 
an der Gesundheitsförderungsstrategie im Rahmen der Zielsteuerung-Gesundheit zu orientieren. Die 
geförderten Maßnahmen haben sich jeweils auf ein definiertes Schwerpunktthema zu beziehen. 

Für die Jahre 2015/16 wurde als Schwerpunkt das Thema gesundheitliche Chancengerechtigkeit bei 
Kindern und Jugendlichen gewählt. Die Kindheit ist die effektivste und effizienteste Lebensphase, um 
sozial bedingte gesundheitliche Ungleichheiten zu reduzieren. 

Als konkrete Umsetzungsmaßnahmen sind Frühe Hilfen und Gesundheitskompetenz bei Jugendlichen 
festgelegt. Die Maßnahmen im Bereich der Frühen Hilfen (siehe 1.1.2) sollen auf den Vorarbeiten im 
Rahmen des Grundlagenprojekts Frühe Hilfen und dem Modell guter Praxis „Frühe Hilfen Vorarlberg 
(insb. Netzwerk Familie)“ aufbauen. Maßnahmen zur Förderung der Gesundheitskompetenz von Ju-
gendlichen sollen auf Modellen guter Praxis wie „Jugendgesundheitskonferenz“ oder „‚alls im grüana‘ – 
Jugend trifft Gesundheit“ aufbauen.  

Im Frühjahr 2017 wurde entschieden, den Themenschwerpunkt mit gleichbleibenden Umsetzungs-
maßnahmen für die Jahre 2017 bis 2021 zu verlängern. 

Maßnahmenkoordination 

Bundesgesundheitsagentur in Kooperation mit dem Bundesministerium für Gesundheit und Frauen, 
den Ländern und den Sozialversicherungsträgern 

  

                                                                                                                                                                                                 

7 Statistik Austria, online-Statistik, Verdienststrukturerhebung 2014. Erstellt am 11.10.2016 
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Start und Laufzeit der Maßnahme  

Das Schwerpunktthema „Gesundheitliche Chancengerechtigkeit bei Kindern und Jugendlichen“ 
wurde für die Laufzeit 2017 bis 2021 verlängert. 

M2.2.6 Aktionsplan Frauengesundheit – 40 Maßnahmen  
für die Gesundheit von Frauen 

Die Gesundheit von Frauen unterschiedlichen Alters verdient besondere Beachtung. Im Rahmen ei-
nes interministeriellen Projekts der damaligen Ministerien BMBF und BMG wurde in den Jahren 
2015/16 unter Einbindung weiterer Politikfelder ein Aktionsplan für Frauengesundheit entwickelt. 
Zudem wurden bereits vorhandenen Dokumenten Umsetzungsstrategien, Maßnahmen und Prozesse 
angeschlossen, um Synergien zu nutzen und Parallelstrategien zu vermeiden. Die Prinzipien für das 
Erarbeiten von Wirkungszielen und Maßnahmen orientierten sich an den Grundsätzen der Gesund-
heitsziele Österreich. Ziel war die Erarbeitung eines Maßnahmenkatalogs zur Förderung der Frauen-
gesundheit mit 40 Maßnahmen im Rahmen eines partizipativen Prozesses unter Einbeziehung aller 
wesentlichen Stakeholder.  

Die Struktur des Aktionsplans orientiert sich entlang der verschiedenen Lebensphasen von Frauen – 
Jugend, Berufsleben, Alter. Pro Lebensphase wurden zehn Maßnahmen im Rahmen dreier Arbeits-
gruppen definiert. Von der Steuerungsgruppe werden zehn „übergeordnete“ Maßnahmen bestimmt. 
Nunmehr sollen erste Maßnahmen umgesetzt werden.  

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung: 

Bundesministerium für Gesundheit und Frauen  

Start der Maßnahme 

Der Start der Erarbeitung des Aktionsplans war 2015, die Konzepterarbeitung erfolgte 2016, die Um-
setzung der Maßnahmen begann 2017. 

M2.2.7 Gesundheitliche Chancengerechtigkeit in der betrieblichen  
Gesundheitsförderung  

Der FGÖ fördert schwerpunktmäßig Projekte im Bereich betriebliche Gesundheitsförderung (BGF). 
Dabei handelt es sich um eine Maßnahme, die über ein gesundheitsförderliches Setting in Betrieben 
die Gesundheit der Zielgruppe Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer praxisorientiert verbessern soll 
und einen wichtigen Beitrag für eine gesündere Bevölkerung darstellt.  

Ausgehend von der allgemeinen These einer zunehmenden sozialen Ungleichheit in den europäi-
schen Gesellschaften (inkl. Österreich), bedarf es einer fokussierten Beschäftigung mit dem Thema 
der gesundheitlichen Chancengerechtigkeit auch im Kontext der betrieblichen Gesundheitsförde-
rung. Übergeordnetes Ziel ist es, durch betriebliche Gesundheitsförderung die gesundheitliche Un-
gleichheit in Österreich zu reduzieren.  

Ziel der vorliegenden Maßnahme ist die Entwicklung eines theoriegeleiteten, praxis- und umset-
zungsorientierten Leitfadens für Akteurinnen und Akteure der BGF, der darlegt, wie die gesundheitli-
che Chancengerechtigkeit im Rahmen von BGF-Projekten gefördert werden kann. Im Leitfaden sollen 
Dimensionen und Determinanten gesundheitlicher Ungleichheit aufgezeigt sowie Maßnahmen, Inter-
ventionen und Ansatzpunkte für den FGÖ abgeleitet werden. 
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Gegebenenfalls werden zusätzlich die BGF-Förderstrategie sowie Aktivitäten zur Kapazitätsbildung 
(Fort-, Weiterbildung und Vernetzung) für BGF-Multiplikatorinnen und -Multiplikatoren sowie -Um-
setzerinnen und -Umsetzer mit Schwerpunkt auf gesundheitlicher Chancengerechtigkeit angepasst. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Fonds Gesundes Österreich, relevante Stakeholder werden einbezogen. 

Voraussichtlicher Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Start Herbst 2016, Leitfaden bis Mitte 2017, Implementierung 2018 

Konzeption konkreter Umsetzungsmaßnahmen und ggf. Verhandlungen mit Umsetzungspartnerin-
nen und -partnern 2017 und 2018 

2.3.2 Soziale Ungleichheiten verringern 

M2.2.1 Curriculum für Besuchsbegleiterinnen und -begleiter:  
Sensibilisierung und Umgang mit (Verdachts-)Fällen  
sexueller, häuslicher und/oder körperlicher Gewalt  

Das Sozialministerium initiierte ein Curriculum, dessen Inhalt die Vermittlung der Grundlagen der 
Thematik Sensibilisierung und Umgang mit (Verdachts-)Fällen sexueller, häuslicher und/oder körper-
licher Gewalt sowie anderen Härtefällen im Rahmen der Besuchsbegleitung ist, sowie einen darauf 
basierenden Pilotlehrgang. Nach der erfolgreichen Pilotphase startet der Lehrgang nun in den Regel-
betrieb als Ausbildung für alle Besuchsbegleiter/-innen, deren Trägerorganisationen vom Sozialminis-
terium gefördert werden. Der Lehrgang wird vom Wiener Netzwerk gegen sexuelle Gewalt an Mäd-
chen, Buben und Jugendlichen durchgeführt. 

Die vom Sozialministerium geförderte Besuchsbegleitung dient der Aufrechterhaltung bzw. Neu- oder 
Wiederanbahnung persönlicher Kontakte zwischen einkommensschwachen und armutsgefährdeten 
besuchsberechtigten Elternteilen und ihren nicht im selben Haushalt lebenden minderjährigen Kin-
dern. Einkommensschwache und armutsgefährdete besuchsberechtigte Elternteile können Besuchs-
begleitung kostenlos in Anspruch nehmen. Damit soll sichergestellt werden, dass der Kontakt zwi-
schen Kindern und deren getrennt lebenden Eltern unabhängig vom Einkommen möglich ist und 
auch für Kinder in armutsgefährdeten Familien das Recht auf Familie zum Wohle des Kindes gewähr-
leistet wird. 

Maßnahmenkoordination 

Umsetzung: Wiener Netzwerk gegen sexuelle Gewalt an Mädchen, Buben und Jugendlichen 

Start der Maßnahme  

• Pilotphase inkl. Evaluierung: 2013 
• Lehrgang: November 2013 
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M2.2.2 Anlaufstellen zur Anerkennung und Bewertung 
im Ausland erworbener Qualifikationen 

Um eine qualifikationsadäquate Integration von Migrantinnen und Migranten in den Arbeitsmarkt zu 
erleichtern und deren Kompetenzen bestmöglich zu nutzen, wurden mit Anfang 2013 vier diesbezüg-
liche Anlaufstellen in Wien, Linz, Graz und Innsbruck eingerichtet, die kostenlose, mehrsprachige In-
formation, Beratung und Begleitung anbieten. Sie sind niederschwellig konzipiert und stehen allen 
Personen (unabhängig von einer AMS-Vormerkung) offen, die formelle Qualifikationen im Ausland 
erworben haben und Fragen zur Anerkennung und beruflichen Verwertung ihrer Kompetenzen ha-
ben. Die Anlaufstellen arbeiten dabei eng mit den Geschäftsstellen des AMS zusammen, um die Ar-
beitsmarktintegration von Migrantinnen und Migranten entsprechend deren Qualifikationen best-
möglich zu unterstützen. Seit April 2013 gibt es in allen Anlaufstellen Vollbetrieb. In den übrigen Bun-
desländern finden wöchentliche Sprechtage statt. Von Jänner bis Mai 2013 wurden ca. 1.600 Perso-
nen in ca. 2.300 persönlichen Gesprächen beraten. 62 Prozent der beratenen Personen waren weib-
lich, 38 Prozent männlich. Etwa ein Fünftel kam aus EWR-Staaten (inkl. Österreich), der andere Teil 
aus Drittstaaten. Fast 50 Prozent verfügten über mindestens einen tertiären Bildungsabschluss (Uni-
versität, Fachhochschule), weitere 30 Prozent über die Maturareife.  

Die Anlaufstellen leiten mitgebrachte Diplome tertiärer Abschlüsse an eine Bewertungsstelle 
(ENIC/NARIC) weiter. Da eine formelle Anerkennung meist nur im reglementierten Bereich (insbeson-
dere Gesundheits- und Krankenpflegeberufe) notwendig ist, ist die Bewertung eine wertvolle Grund-
lage für eine zielgerichtete und qualifikationsadäquate AMS-Betreuung und dient in erster Linie zur 
Orientierung und Positionierung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber. Im Facharbeiterbereich gibt es meist die Möglichkeit der Gleichhaltung eines mitge-
brachten Lehrabschlusses, der in den meisten Staaten schulisch erworben wird. Das BMASK stellte 
während der Aufbauphase (Jänner 2013 bis Dezember 2014) rund 1,6 Millionen Euro pro Jahr zur 
Verfügung. 

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

ab Jänner 2013 

M2.2.8 Übergang vom Kindergarten in die Schule 

Im Rahmen der Umsetzung der Grundschulreform wird der Übergang vom Kindergarten in die Schule 
neu gestaltet. Ziel ist es, den Bildungsweg eines Kindes auf Basis der von diesem im Kindergarten er-
langten Kompetenzen ohne Brüche zu gestalten. Stärken können durchgehend gefördert werden, auf 
Schwächen kann vom Schuleintritt an mit entsprechenden Fördermaßnahmen reagiert werden. Un-
abhängig von Erstsprache, Herkunft, sozialem Status wird für jedes Kind der bestmögliche Lernweg 
vorbereitet. 

Die Transition vom Kindergarten in die Volksschule ist für Kinder und Eltern ein einschneidendes Er-
lebnis. Ein gut gestalteter Übergang wirkt dabei unterstützend. Berührungsängste werden durch ge-
eignete Maßnahmen bereits vor dem Schuleintritt minimiert oder gänzlich beseitigt. Maßnahmen 
dazu können die Gestaltung gemeinsamer Projekte, Besuche in der Schule, Kennenlerntage, o. Ä. 
sein. Durch ein transparentes schulstandortbezogenes Konzept der Schülerinnen- und Schülerein-
schreibung wird ein positiver Eintritt in die Institution Schule gefördert.  
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Eine weitere Maßnahme ist gute Elternarbeit von Anfang an. Transparente Information über Schwer-
punkte des jeweiligen Schulstandorts wie z. B. die Veröffentlichung des Schulprofils trägt dazu bei, 
aufzuklären, zu informieren und Kontakt herzustellen, und schafft eine Vertrauensbasis. Der Eltern-
verein des Schulstandorts kann dabei unterstützen. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

BMB Sektion I, Gruppenleitung I/A, Abt. I/1 Fachbereich Volksschule  

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Die Implementierung der Grundschulreform ist mit 1. 9. 2016 gestartet und wird laufend umgesetzt. 
Die Grundschulreform betrifft rund 3.100 Schulstandorte. 

M2.2.9 Entwicklung inklusiver Modellregionen (IMR) 

Österreich hat im Jahre 2008 die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
ratifiziert und im Juli 2012 den Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung dieser UN-Konvention verab-
schiedet. Im Bildungsbereich soll eine Weiterentwicklung von der Integration zur Inklusion stattfin-
den – das wurde auch im aktuellen Regierungsprogramm vereinbart. Die konkrete Umsetzung soll in 
inklusiven Modellregionen erfolgen, die von Bund, Ländern und Gemeinden gemeinsam gestaltet 
werden. In diesen Regionen wird – entsprechend der UN-BRK und basierend auf dem NAP Behinde-
rung 2012–2020 sowie entsprechend dem aktuellen Regierungsprogramm – die Entwicklung einer 
gemeinsamen Schule für alle erprobt, sodass die Segregation nach sonderpädagogischem Förderbe-
darf, Sprachdefiziten sowie Entwicklungsstand aufgehoben wird. In jedem Schuljahr soll die Einrich-
tung inklusiver Regionen zwischen Bund und Ländern in Form eines Stufenplans vereinbart werden – 
mit dem Ziel, bis zum Jahr 2020 alle Regionen des Bundesgebiets zu involvieren. 

Eine inklusive Modellregion soll die Möglichkeit bieten, alle dort wohnenden Schüler/-innen an  
(Regel-)Schulen zu unterrichten und damit auf die Sonderbeschulung zu verzichten. Das bedeutet, 
dass an den (Regel-)Schulen auch Möglichkeiten für die Erziehung und Bildung von Schülerinnen und 
Schülern mit schweren/mehrfachen Behinderungen oder mit gravierenden Störungen im Bereich der 
sozioemotionalen Entwicklung geschaffen werden müssen. Das Ziel einer IMR ist, die inklusive pädago-
gische Qualität und den Support an Regelschulen so zu heben, dass aussondernde Einrichtungen 
möglichst nicht mehr gebraucht werden. Die Implementierung inklusiver Modellregionen ist sowohl 
eine bedeutende Maßnahme zur Hebung des Bildungsniveaus insgesamt als auch ein Beitrag zur Ver-
besserung der Chancen- und Geschlechtergerechtigkeit.  

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung 

Bundesministerium für Bildung, Landesschulräte, Landesregierungen 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Im September 2015 hat das BMB eine verbindliche Richtlinie erlassen. 2015/2016 starteten die IMR 

in den Bundesländern Kärnten, Steiermark und Tirol. Jedes Jahr soll ein weiteres Bundesland dazu-

kommen. Aufbauend auf den Erfahrungen der IMR, sollen diese bis 2020 flächendeckend ausgebaut 

werden.  
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M2.2.10 Gerechtigkeit und Chancengleichheit als Ausbildungsthema in 
der Trainerausbildung der Bundessportakademien 

Chancengerechtigkeit muss ein zentrales Thema für Anleiterinnen und Anleiter im Sport sein, da 
zentrale kulturelle Elemente des Subsystems Sport auf Selektion und Verdrängung angelegt sind. 

Das BMLVS hat die Initiative „Gender Equality in Sport – Proposal for Strategic Action 2014–2020“, 
das auf einem Strategiepapier der EU-Kommission gründet, ins Leben gerufen. 

Einer der 4 Schwerpunkte des Strategiepapiers lautet, ein ausgewogenes Verhältnis von Trainerinnen 
und Trainern zu schaffen. 

Die Österreichischen Bundessportakademien führen die Lehrgänge zur Ausbildung von Trainerinnen 
und Trainern mit staatlicher Qualifizierung durch. In der Trainerausbildung wurde daher gemeinsam 
mit dem Institut für Sportwissenschaften in Wien ein Modul mit dem Titel Chancengleichheit im 
Sport entwickelt, das in der Trainerausbildung seit dem Schuljahr 2016/17 unterrichtet wird. 

Die Strategie, hier mit dem Ziel der Erreichung von Gender-Equality, ist exemplarisch auch für den 
Umgang mit anderen Ungleichbehandlungsdeterminanten. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Bundesministerium für Bildung in Kooperation mit dem Bundesministerium für Landesverteidigung 
und Sport 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Die Umsetzung hat mit dem Schuljahr 2016/17 an allen 4 Standorten der Bundessportakademien be-
reits begonnen. 

M2.2.11 Workshopangebote an Schulen im Schuljahr 2016/2017  
Sexualerziehung – Gewaltprävention – Lebensplanung  
(auch GZ 6) 

In den Bundesländern Tirol, Steiermark, Vorarlberg und Wien werden 2016/17 von Mädchen- und 
Bubenberatungsstellen Workshops für Schülerinnen und Schüler im Alter von 6 bis 18 Jahren mit fol-
genden inhaltlichen Schwerpunkten angeboten: 

• Körperlichkeit und Gesundheit mit Schwerpunkt auf Sexualpädagogik (Pornografie, Homophobie, 
Vorstellungen von Sexualität) 

• Gewaltprävention (körperliche, psychische, sexualisierte Formen der Gewalt, Grenzüberschreitun-
gen, Aggression, gewaltfreie Umgangs- und Kommunikationsstrategien, Mobbing, Bullying, Amok) 

• Ehrkulturen / patriarchale Verhältnisse (Auswirkungen auf Burschen/Männer und Mädchen/Frauen. 
Einfluss von Religionen, Migration). 

• Gleichstellung von Mann und Frau (Auseinandersetzung mit traditionellen Männlichkeitsbildern, 
Gleichwertigkeit, Rollenvorstellungen, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Geschlechterdemokratie) 

• Selbstbestimmtheit, Selbstbewusstsein und Eigenständigkeit von Mädchen fördern  
• Perspektivenerweiterung in Berufswahl und Lebensweise durch den Abbau von Rollenklischees und 

das Kennenlernen von Vorbildern in nichttraditionellen Berufen  

Die o. g. Angebote/Workshops haben zum Ziel, Haltungen/Einstellungen/Verhaltensweisen, die eine 
(langfristige) Benachteiligung einer Gruppe zur Folgen haben können, entgegenzuwirken. Mädchen 
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und Buben sollen in der Erweiterung ihrer – oftmals durch Geschlechterstereotype eingeschränkten – 
Selbstbilder und Handlungsspielräume unterstützt werden.  

Parallel dazu erfolgt eine Sensibilisierung von Lehrpersonen durch schulinterne Fortbildung, Coachings, 
Vor- und Nachbereitungsgespräche hinsichtlich der Workshops. Die Ergebnisse/Erfahrungswerte sol-
len in weitere Maßnahmen des BMB einfließen. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung 

Bundesministerium für Bildung (Abteilung Gender Mainstreaming / Gleichstellung und Schule). 

Voraussichtlicher Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Start: Jänner 2016; Ende (Vorlage der Berichte): September 2017
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3 Wirkungsziel 3: Wirksamkeit des  
gesundheitlichen und sozialen Schutzes 
erhöhen und für alle sicherstellen 

3.1 Erläuterungen/Herausforderungen 

414.000 Personen (4,9 % der Bevölkerung) können als „mehrfach ausgegrenzt“ bezeichnet werden 
[2]. Sie sind von einem sehr schlechten allgemeinen Gesundheitszustand, chronischer Krankheit und 
starker Einschränkung bei Alltagstätigkeiten betroffen – dreimal so stark wie der Rest der Bevölke-
rung. Ein Viertel der Armutsbetroffenen sind Kinder. Ihre Eltern sind zugewandert, erwerbslos, krank, 
alleinerziehend oder haben Jobs, von denen sie nicht leben können. Armutsbetroffene Menschen 
sind im Alter öfter krank und pflegebedürftig als Ältere mit hohen Pensionen. Armutsbetroffene ha-
ben weniger Geld zur Bezahlung sozialer Dienstleistungen zur Verfügung. Sie leiden besonders unter 
der schlechten Wohnsituation, dem mangelnden finanziellen Spielraum, sozialer Isolation und einem 
erhöhten Risiko zu erkranken. 

Internationale Evidenz zeigt, dass in Ländern wie Österreich mit gut entwickeltem Sozialschutz das 
Anheben des Niveaus existierender Maßnahmen nur wenig zusätzlichen Nutzen bringt. Effektiver ist 
es, das Sozialschutzsystem laufend in Hinblick auf neue Anforderungen und bestehende Lücken wei-
terzuentwickeln [5]. Die neuen sozialen Risiken (new social risks) liegen quer zu den klassischen Risi-
ken sozialstaatlicher Sicherungssysteme und müssen in Zukunft noch stärker berücksichtigt werden. 
Relevant sind diesbezüglich beispielsweise neue Selbstständige, prekär Beschäftigte und Risiken, die 
aus Pflegebedürftigkeit oder Migration resultieren. 

Herausforderungen im Gesundheitsschutz betreffen v. a. fehlende Krankenversicherung, nichtleistbare 
Heilbehelfe oder den niederschwelligen Behandlungszugang. Hinsichtlich Gesundheits(dienst)leistun-
gen können vier Bereiche unterschieden werden, Grundrecht, Zugang, Inanspruchnahme und Qualität:  

• (1) Gibt es einen Rechtsanspruch?  
• (2) wenn es Rechtsanspruch gibt: Ist der Zugang offen und barrierefrei?  
• (3) wenn es Rechtsanspruch und Zugang gibt: Wird die Dienstleistung in Anspruch genommen?  
• (4) wenn Rechtsanspruch, Zugang und Inanspruchnahme gegeben sind: Wie ist die Qualität der 

Dienstleistung – unabhängig vom sozialen Status? 

3.2 Indikatoren 

Ergebnisindikatoren 

Gemäß der EU-2020-Strategie soll der Anteil der armuts- oder ausgrenzungsgefährdeten Menschen 
in Österreich bis zum Jahr 2020 um 235.000 Personen (Ausgangswert EU-SILC 2008) reduziert wer-
den. Dieses Ziel ist auch ein Wirkungsziel des Sozialministeriums. Nach dem Jahr 2020 sollen bis 2032 
weitere 5 Prozent der armuts- oder ausgrenzungsgefährdeten Personen aus der Armut geführt wer-
den. Im Jahr 2014 waren rd. 19 Prozent der österreichischen Bevölkerung armuts- oder ausgren-
zungsgefährdet (das entspricht 1,6 Mio. Menschen), eine Reduktion im Rahmen der EU-2020-
Strategie erfolgte um 90.000 Personen seit 2008. Letztlich sollte der Anteil der armuts- oder ausgren-
zungsgefährdeten Personen im Jahr 2032 bei rund 17 Prozent liegen. 
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Der Anteil der mehrfach ausgrenzungsgefährdeten Menschen soll gemäß der Definition des nationa-
len Indikators, welcher von der Bundesanstalt Statistik Austria und dem Sozialministerium in Koope-
ration mit der Armutsplattform entwickelt wurde, von 2014 bis 2032 um 20 Prozent reduziert wer-
den. 2014 waren in Österreich 4,9 Prozent der Wohnbevölkerung mehrfach ausgrenzungsgefährdet 
(das entspricht rund 414.000 Menschen). Eine Reduktion um 20 Prozent bis 2032 würde einen Anteil 
von 3,9 Prozent bedeuten. 

Erläuterungen 

Die Ausgangszahlen für beide Indikatoren stammen aus der europaweiten Erhebung zu den Einkom-
mens- und Lebensbedingungen (EU-SILC). EU-SILC ist eine Erhebung auf Haushaltsebene. 

Als armuts- oder ausgrenzungsgefährdet gelten Personen, auf die zumindest eines der drei Merk-
male zutrifft: 

• Pro-Kopf-Einkommen liegt unter 60 Prozent des nationalen Medianeinkommens 
• Haushalt leidet unter erheblich materieller Deprivation  
• Kaum eine oder keine der im Haushalt lebenden Personen im erwerbsfähigen Alter geht einer 

Beschäftigung nach (Haushalt mit keiner oder sehr niedriger Erwerbsintensität). 

Personen, auf die zwei oder drei dieser Bereiche zutreffen, werden als mehrfach ausgrenzungsge-
fährdet bezeichnet. 

3.3 Maßnahmen 

3.3.1 Zielgruppenorientierte Strategien 

M2.3.7 Pflegekarenzgeld 

Seit 1. 1. 2014 können Personen zur Pflege und Betreuung von Angehörigen, die zumindest ein Pfle-
gegeld der Stufe 3 beziehen (bei demenziell erkrankten und minderjährigen Angehörigen bereits ab 
Pflegegeldstufe 1), zur besseren Vereinbarkeit beruflicher und familiärer Verpflichtungen eine Pflege-
karenz oder Pflegeteilzeit in Anspruch nehmen. Für die Dauer der Pflegekarenz oder Pflegeteilzeit 
besteht – ebenso wie bei einer Familienhospizkarenz – ein Rechtsanspruch auf Pflegekarenzgeld, das 
einen Einkommensersatz darstellt. 

Der Grundbetrag des Pflegekarenzgelds ist einkommensabhängig und gebührt Pflegekarenz oder Fa-
milienhospizkarenz in Anspruch Nehmenden in dem Arbeitslosengeld entsprechender Höhe, zumin-
dest jedoch in Höhe der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze. Jenen, die von Pflegeteilzeit und Familien-
hospizteilzeit Gebrauch machen, steht das Pflegekarenzgeld aliquot zu. 

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

Start der Maßnahme  

Der Anspruch auf Pflegekarenzgeld besteht seit 1. 1. 2014. 
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M2.3.14 Koordinationsplattform zur psychosozialen Unterstützung  
für Geflüchtete und Helfende (Querverbindung GZ 9) 

Die optimale Versorgung von Geflüchteten mit psychischen Problemen ist ein ebenso aktuelles wie 
komplexes Thema. Neben naheliegenden Problemen wie Traumatisierungen durch Kriegs- bzw. 
Fluchterfahrungen, der Sorge um die Angehörigen und eine ungewisse Zukunft, können auch andere 
Faktoren (verstärkende oder lindernde) Auswirkungen auf die psychische Gesundheit haben: Platz-
mangel in Notquartieren, damit verbunden mangelnde Intimsphäre, fehlende Tagesstruktur, Zugang 
zu Versorgungsangeboten etc. Gleichzeitig sind die Langzeitfolgekosten psychosozialer Unterversor-
gung in den frühen Stadien der Ankunft im Gesundheitswesen des Gastlandes sehr hoch. 

Bezüglich der psychosozialen Unterstützung Geflüchteter gibt es zwar Angebote in Österreich, jedoch 
fehlt es nicht nur an Ressourcen, sondern teilweise auch an Know-how, Koordination und Zusam-
menarbeit. Dies führt dazu, dass es für die Zielgruppe mitunter schwierig ist, an geeignete Angebote 
zu kommen, bzw. manche Angebote von der Zielgruppe nicht genützt werden bzw. genützt werden 
können. Neben den Geflüchteten selbst stellen die (oft ehrenamtlich) helfenden Personen eine wei-
tere Zielgruppe dar, die Unterstützung benötigt. 

Das BMGF hat die Gesundheit Österreich GmbH mit dem Aufbau einer nationalen Koordinations-
plattform zur psychosozialen Unterstützung für Geflüchtete und Helfende beauftragt. In der Platt-
form werden (politische) Entscheidungsträger, Expertinnen/Experten und NGOs vertreten sein. Die 
Plattform soll der niederschwelligen Koordination der beteiligten Akteure/Akteurinnen und deren Ver-
netzung untereinander dienen und somit die psychosoziale Gesundheit von Flüchtlingen und Helfen-
den verbessern.  

Mitglieder der Plattform sind: Arbeiter-Samariter-Bund Österreich, Asylkoordination, BMASK, BMB, 
BMEIA, BMFJ, BMGF, BMI, BMLVS, Caritas Österreich, Caritas Wien, Diakonie, Fonds Soziales Wien, 
Hauptverband der Sozialversicherungsträger, PSD Wien, Rotes Kreuz Österreich, Volkshilfe Österreich 
sowie alle Bundesländer 

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Gesundheit und Frauen in Kooperation mit der Gesundheit Österreich GmbH 

Start und Laufzeit 

Die konstituierende Sitzung der Plattform fand am 31. Jänner 2017 statt, die zweite Sitzung am 
8. Mai 2017, pro Jahr sind 3–4 Sitzungen vorgesehen. Die Maßnahme ist auf einen unbestimmten 
Zeitraum angelegt. 

M2.3.15 Optimierung der Gesundheitsangebote unter Einbindung von 
Migrantinnen und Migranten (Ergänzung zur Maßnahme M3.3.2) 

Um die zielgruppenadäquate gesundheitliche Versorgung von Migrantinnen und Migranten gewähr-
leisten zu können, wurde mit der Erhebung von Problemlagen an verschiedenen Stellen des Gesund-
heitssystems (Verwaltung, medizinischer Dienst) innerhalb der SV-Träger begonnen.  

Darauf aufbauend wurden Verbesserungsvorschläge und Maßnahmen erarbeitet, die das System zu-
künftig besser auf die speziellen Bedürfnisse der Zielgruppe ausrichten sollen. Ebenso sollen sich Ge-
sundheitsförderungsmaßnahmen stärker an ihr orientieren, und sie soll im Sinne eines Empower-
ments in die betreffenden Gestaltungsprozesse einbezogen werden.  
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• Eine Reihe von Maßnahmenvorschlägen zur besseren Berücksichtigung der Bedürfnisse der Ziel-
gruppe liegt bereits vor bzw. wird umgesetzt. So gab es Schulungen für Mitarbeiter der SV-Träger 
in Sachen interkulturelle Kompetenz und Durchführung von Fokusgruppen, es wurden Leitlinien 
für die bessere Erreichbarkeit von Migrantinnen und Migranten sowie mehrsprachige Informatio-
nen entwickelt, Migrantenvereine werden bei Veranstaltungen besser eingebunden. In einzelnen 
Sozialversicherungsträgern werden Multiplikatorenprojekte (SGKK: SALUS, WGKK und OÖGKK: 
MiMi, TGKK: TIP TOP) inkl. Austauschtreffen mit Zielgruppenvertretungen verstärkt umgesetzt 
bzw. bestehende Projekte (BKFP, REVAN, rundum gsund, Babycouch) auf die Zielgruppe hin aus-
gerichtet. Einzelne Träger erproben weitere Maßnahmen (z. B. Schulung von Imamen seitens der 
SGKK). 

• Die Maßnahmen sollen weitergeführt bzw. ausgeweitet werden. Darüber hinaus wird derzeit ein 
Kommunikationskonzept inkl. mehrsprachiger Basisinformation zum Gesundheitssystem ausgear-
beitet. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres, HVB, SV-Träger 

Voraussichtlicher Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Bis Ende 2017 sollen wichtige Grundlagen (Kommunikationskonzept, Materialien) fertiggestellt wer-
den, danach soll längerfristig die Umsetzung erfolgen.  

M2.3.16 Hotline gegen Diskriminierung und Intoleranz  

Die Hotline schafft als Clearingstelle eine bessere Übersicht über die Zuständigkeiten und Gesetze im 
Bereich der Antidiskriminierung. Die im Bürgerservice des BMEIA angesiedelte Hotline möchte einer-
seits das Bewusstsein für dieses Thema erhöhen, andererseits Betroffenen durch Kooperation mit den 
wichtigsten bestehenden Antidiskriminierungsstellen zu ihren Rechten verhelfen. Die Hotline steht von 
Mo–Fr zwischen 8 und 17 Uhr unter der Telefonnummer 050 11 50-4242 kostenlos zur Verfügung.  

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

seit Februar 2015 laufende Maßnahme für einen unbestimmten Zeitraum  

M2.3.17 Menschen mit Demenz im öffentlichen Verkehr  
(Querverbindung GZ 3 und GZ 9) 

Das Projekt „Menschen mit Demenz im öffentlichen Verkehr – Grundlagen und Perspektiven aus dem 
öffentlichen Verkehr“ soll die Gesundheitskompetenz von Mitarbeitenden in öffentlichen Verkehrs-
dienstleistungsunternehmen steigern. Der damit verbundene Mobilitätsgewinn trägt zu einer Ver-
besserung der sozialen Teilhabe von Menschen mit demenziellen Beeinträchtigungen bei. 

Das Leben von Menschen mit Demenz wird durch ihre Möglichkeiten zur sozialen Teilhabe geprägt. 
Bewegung und Mobilität – insbesondere Mobilität im öffentlichen Raum – spielen dabei eine zentrale 
Rolle. Menschen mit demenziellen Beeinträchtigungen sind besonders vulnerabel, und eine gesell-
schaftliche Aufgabe besteht darin, soziale, räumliche und technische Umwelten so zu gestalten, dass 
sie nicht verletzt, ausgeschlossen oder stigmatisiert werden. 

Das Projekt setzt sich zum Ziel, Mitarbeitenden in öffentlichen Verkehrsdienstleistungsunternehmen 
praxisnahe Leitlinien für den Umgang mit Menschen mit demenziellen Beeinträchtigungen und deren 
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An- und Zugehörigen zur Verfügung zu stellen. Die Entwicklung dieser Leitlinien erfolgt auf Basis von 
konkreten erlebten Geschichten und Erzählungen sowohl von Menschen mit Demenz und ihren An- 
und Zugehörigen als auch von Mitarbeitenden in Unternehmen des öffentlichen Verkehrs. Dadurch 
soll das Wissen der Mitarbeitenden öffentlicher Verkehrsdienstleistungsunternehmen über den Um-
gang mit Menschen mit demenziellen Beeinträchtigungen in ihrem Arbeitsalltag gesteigert werden 
und in weiterer Folge die Mobilität von Menschen mit demenziellen Beeinträchtigungen aufrecht-
erhalten bzw. erleichtert werden. Somit trägt das Projekt sowohl zur Steigerung der Gesundheits-
kompetenz als auch zu einer Verbesserung der Chancengerechtigkeit bei. 

Das Projekt setzt sich aus zwei Teilen zusammen. Der erste Teil („Grundlagen und Perspektiven aus 
dem öffentlichen Verkehr“) wird vom BMGF in Auftrag gegeben und soll folgende zentrale Ergebnisse 
liefern:  

• zum einen eine Zusammenfassung der relevanten internationalen und nationalen Literatur und 
ebensolchen Modelle und eine Berücksichtigung der österreichischen Situation,  

• zum anderen einen qualitativen Ergebnisbericht, der auf Basis der Analyse der internationalen 
Recherchen sowie anhand der Erkenntnisse aus den Schilderungen der Mitarbeiter der öffentli-
chen Verkehrsbetriebe die zentralen Herausforderungen im Umgang mit Menschen mit Demenz 
im öffentlichen Verkehr beschreibt und kritisch diskutiert. Inhalt dieses Berichts sind auch bereits 
erste Schlussfolgerungen und Empfehlungen für Mitarbeitende in öffentlichen Verkehrsunter-
nehmen. 

Aufbauend auf den gewonnenen Erkenntnissen des ersten Teils, wird das BMASK als gemeinsamer 
Auftraggeber der Demenzstrategie einen zweiten Teil des Projekts in Auftrag geben, dessen Ergebnis 
eine Broschüre / ein Leitfaden namens „Leitlinien im Umgang mit Menschen mit Demenz und deren 
An- und Zugehörigen für Mitarbeitende von öffentlichen Verkehrsunternehmen“ sein.  

Maßnahmenkoordination  

BMGF und BMASK  

Start und Laufzeit  

15. September 2016 bis 31. Mai 2017 (Projektteil des BMGF); danach Projektmodul des BMASK 
(1. Juni bis Ende 2017)  

3.3.2 Gesundheitsversorgung/Vorsorge 

M2.3.5 Verstärktes Einbinden von Hebammen 
in die Schwangerenbetreuung 

Das verstärkte Einbinden von Hebammen in die Schwangerenbetreuung soll u. a. dazu dienen, Unsi-
cherheiten und unbegründete Ängste abzubauen und das Selbstvertrauen Schwangerer in Hinblick 
auf einen natürlichen Geburtsablauf zu stärken. Eine persönliche Beratung für alle Schwangeren er-
möglicht das Eingehen auf deren individuelles psychosoziales Umfeld. Eventuelle Sorgen und Probleme 
sowie ungünstige Begleitumstände in Zusammenhang mit der Schwangerschaft können dabei ange-
sprochen werden. Im Sinne Früher Hilfen (vgl. 1.3.1) können bei Bedarf weitere Ansprechstellen zur 
Unterstützung eingebunden werden. Deshalb wurde die Möglichkeit einer kostenlosen Hebammen-
beratung zwischen der 18. und 22. Schwangerschaftswoche in den Mutter-Kind-Pass aufgenommen. 
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Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Gesundheit und Frauen, Bundesministerium für Familien und Jugend,  
Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

Start der Maßnahme  

Die diesbezüglichen Novellen des Hebammengesetzes und des Kinderbetreuungsgeldgesetzes wur-
den im Juni 2013 im Ministerrat beschlossen. Die Regelung trat mit 1. November 2013 in Kraft. 

M2.3.10 Impfprogramme: Schutz vor HPV-Infektionen 

Die HPV-Impfung schützt vor der Entstehung eines Großteils der durch humane Papillomviren be-
dingten Krebsformen und Genitalwarzen. HPV wird sowohl von Frauen als auch von Männern über-
tragen. Wenn sowohl Mädchen als auch Buben zu einem Zeitpunkt geimpft werden, zu dem noch 
kein Kontakt mit HPV stattgefunden hat, wird die Infektionskette effektiv durchbrochen.  

Die Impfung wird für alle in Österreich lebenden Mädchen und Buben in der vierten Schulstufe kos-
tenfrei im Rahmen des bestehenden Schulimpfprogramms angeboten. Zusätzlich wird sie auch an 
öffentlichen Impfstellen der Bundesländer und/oder von niedergelassenen Impfärztinnen und -ärzten 
bei Kindern bis zum vollendeten 12. Lebensjahr (= 12. Geburtstag) kostenfrei durchgeführt.  

Das kostenfreie Bereitstellen dieser Impfung leistet einen wichtigen Beitrag zur gesundheitlichen 
Chancengerechtigkeit, da allen jungen Mädchen und Burschen unabhängig von ihrer finanziellen Situa-
tion die Möglichkeit geboten wird, HPV-Infektionen und damit bedingte Krebsformen zu verhindern.  

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Gesundheit und Frauen 

Start der Maßnahme  

Einführung der kostenlosen HPV-Impfung mit 1. 2. 2014 

M2.3.11 Weiterentwicklung des Mutter-Kind-Passes 

Im Jahr 2009 beauftragte das BMG das Ludwig Boltzmann Institut für Health Technology Assessment 
(LBI/HTA) erstmalig mit dem Zusammenführen von Studien über wesentliche Gesundheitsbedrohun-
gen für Schwangere und Kinder im 21. Jahrhundert, über Betreuungsmodelle in anderen Ländern und 
Empfehlungen aus evidenzbasierten Leitlinien für Screening-Maßnahmen in Schwangerschaft, Wo-
chenbett und früher Kindheit. Diese Arbeiten stellen die Grundlage für die auch im aktuellen Regie-
rungsprogramm verankerte Weiterentwicklung des Mutter-Kind-Passes dar. Der Entwicklungsprozess 
startete im Oktober 2014 mit der Gründung einer multidisziplinär zusammengesetzten Facharbeits-
gruppe (FAG) als transparenter Multi-Stakeholder-, Multi-Level-Prozess. Die FAG beurteilt Screening-
Empfehlungen in Hinblick auf rund 100 Gesundheitsbedrohungen nach einem standardisierten Ver-
fahren. Die Arbeiten im Bereich Gesundheitsbedrohungen in der Schwangerschaft und im Wochen-
bett sind bereits abgeschlossen. Anfang 2017 wurde mit der Bearbeitung des Themenkomplexes Ge-
sundheitsbedrohungen im frühen Kindesalter begonnen. Der jeweilige Stand der Entscheidungsfin-
dung der FAG ist transparent und kann unter www.bmg.gv.at/muki verfolgt werden.  

Ziel der Maßnahme ist, dass im Sinne der Chancengerechtigkeit jede Frau und jedes Kind im Rahmen 
des Mutter-Kind-Passes Leistungen, die wissenschaftlich empfohlen sind, zum richtigen Zeitpunkt er-
hält – rechtzeitig, verlässlich, niederschwellig. Gesundheit soll bewahrt, Risiken sollen rechtzeitig er-
kannt und behandelt werden.  

http://www.bmg.gv.at/muki
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Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Gesundheit und Frauen 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Der Prozess wurde im November 2014 gestartet; der Ergebnisbericht der FAG soll Ende 2018 vorliegen. 

M2.3.18 „Menschen mit Migrationshintergrund besser erreichen“ – Leit-
faden für die Maßnahmengestaltung im Bereich  
Gesundheitsförderung und -versorgung 

Oft erreichen Angebote der Gesundheitsförderung und -versorgung Menschen mit Migrationshinter-
grund nicht besonders gut bzw. nicht rechtzeitig. Daher wurde ein Leitfaden für die Maßnahmenge-
staltung im Bereich Gesundheitsförderung und -versorgung mit dem Ziel „Menschen mit Migrations-
hintergrund besser erreichen“ erarbeitet, der insbesondere Anregungen und Tipps zu den Themen 
Ernährung/Bewegung und Adipositas/Diabetes beinhaltet.  

Dies soll dazu beitragen, den Zugang zu konkreten Gesundheitsmaßnahmen für Migrantinnen und 
Migranten zu verbessern. Der Leitfaden soll Praktikern/Praktikerinnen, insbesondere im mittleren 
Management, bei konkreten Maßnahmen und Konzepten im Gesundheitsbereich (z. B. bei einem Adi-
positaspräventionsprojekt) helfen, Aspekte, die für die Zielgruppe sozioökonomisch-benachteiligte 
Menschen mit Migrationshintergrund besonders essenziell sind ,zu berücksichtigen.  

Der Hintergrund des Zusammenhangs von Migration, sozioökonomischem Status und Gesundheit 
wurde im Leitfaden ebenso herausgearbeitet wie die Barrieren auf der Verhältnisebene. Viele Institu-
tionen der Gesundheitsversorgung sind für einige Zielgruppen schwer zugänglich, weil sie interkultu-
rell noch nicht ausreichend offen sind. Interkulturelle Öffnung wird daher als Ziel genau definiert, 
und mittels einer Checkliste soll der Grad der interkulturellen Öffnung gemessen und laufend evalu-
iert werden. Die Strukturierung des Leitfadens, der mit Tipps und Praxisbeispielen versehen wurde, 
ist praxisnah, kurz und übersichtlich gestaltet. 

Nunmehr soll der Leitfaden in der Praxis Anwendung finden und damit den Zugang von Menschen 
mit Migrationshintergrund zu Gesundheitsförderung und Gesundheitsversorgung verbessern. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Der Leitfaden wurde gemeinsam von Arbeiterkammer Wien, Fonds Gesundes Österreich, Stadt Wien 
und WGKK finanziert. Die GÖG wurde mit seiner Erarbeitung beauftragt. 

Voraussichtlicher Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Der Leitfaden lag im Herbst 2016 vor und soll nunmehr in der Praxis Anwendung finden. 

3.3.3 Vulnerable Zielgruppen 

M2.3.1 Anlaufstelle für von Menschenhandel betroffene Männer 

Die Beratung von Frauen, die von Menschenhandel betroffen sind, ist bereits institutionalisiert. Seit 
1998 gibt es die Einrichtung Interventionsstelle für Betroffene von Frauenhandel, geführt von LEFÖ. 

Das Sozialministerium initiierte – aufbauend auf Ergebnissen einer Studie des MEN – in Zusammenar-
beit mit dem MEN und dem Verband zur gewerkschaftlichen Unterstützung undokumentiert Arbei-
tender (UNDOK) sowie LEFÖ-IBF ein Pilotprojekt in Wien, das mit Jänner 2014 startete. Das Projekt 
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schließt vorrangig zwei Lücken im Bereich des Opferschutzes: Über zwei Beratungs- bzw. Anlaufstel-
len und mit Einbindung von LEFÖ-IBF werden zum einen Frauen und Männer, die von Arbeitsausbeu-
tung betroffen sind (Anlaufstelle für undokumentiert Arbeitende), beraten und unterstützt, zum an-
deren Männer, die von Menschenhandel betroffen sind. Durch die enge Kooperation zwischen den 
zwei Beratungsstellen kommen die Erfahrungen und Kompetenzen der AK, der beteiligten Fachgewerk-
schaften, von LEFÖ-IBF und MEN sowohl in der aufsuchenden Arbeit, im Feld, in der psychosozialen 
Betreuung und in der arbeits-, sozial- und aufenthaltsrechtlichen Beratung bestmöglich zum Einsatz.  

Die Anlaufstelle für von Menschenhandel betroffene Männer bietet sowohl Krisenintervention und 
psychologische Begleitung sowie interkulturelle, genderreflektierte Kompetenz zum Vertrauensauf-
bau als auch Dolmetschressourcen, sichere Unterbringungsmöglichkeiten (in Kooperation mit beste-
henden Einrichtungen), Know-how und Mittel für individuelle Erste-Hilfe-Pakete. In Zusammenarbeit 
mit der Anlaufstelle für undokumentiert Arbeitende berät sie auch in arbeits-, aufenthalts- und sozial-
rechtlichen Fragen und bietet Prozessbegleitung (in Kooperation mit bestehenden Einrichtungen) an. 

Maßnahmenkoordination 

MEN (Männerberatungsstelle), UNDOK (Beratungsstelle undokumentiert Arbeitender, LEFÖ-IBF  

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Die Maßnahme wurde von Dezember 2013 bis Dezember 2014 in einer Pilotphase umgesetzt und in 
Folge verlängert. 

M2.3.2 Optimierung der Gesundheitsangebote unter Einbindung  
von Migrantinnen und Migranten 

Startermaßnahme 

Um die zielgruppenadäquate gesundheitliche Versorgung von Migrantinnen und Migranten gewähr-
leisten zu können, wurde mit der Erhebung von Problemlagen an verschiedenen Stellen des Gesund-
heitssystems (Verwaltung, medizinischer Dienst) innerhalb der SV-Träger begonnen.  

Darauf aufbauend sind gemeinsam Verbesserungsvorschläge und Maßnahmen zu erarbeiten, die das 
System zukünftig besser auf die speziellen Bedürfnisse der Zielgruppe ausrichten.  

Ebenso sollen sich Gesundheitsförderungsmaßnahmen stärker an der Zielgruppe orientieren, und 
diese soll im Sinne eines Empowerments in die betreffenden Gestaltungsprozesse einbezogen wer-
den.  

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres, Hauptverband der österreichischen Sozial-
versicherungsträger, Sozialversicherungsträger 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Die Problemerhebung innerhalb der SV-Träger startete im Frühjahr 2014 und wurde Ende 2014 abge-
schlossen. 2015 ist einer genauen Analyse gewidmet. Migrantinnen und Migranten werden je nach 
Bedarf und Stand der Planungsprozesse durch die einzelnen SV-Träger in die Entwicklung von Ge-
sundheitsförderungsprojekten einbezogen. 
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M2.3.6 Notwohnung für von Zwangsheirat bedrohte  
 und betroffene Mädchen und junge Frauen 

Die Einrichtung schützt 16- bis 24-jährige Frauen aus ganz Österreich vor psychischer und physischer 
Gewalt, wenn eine anonyme Unterbringung notwendig ist, um vor Zwangsheirat und damit verbun-
denen anderen Gewaltformen zu schützen. Die Notwohnung für bis zu 10 Personen sorgt für Sicher-
heit für wenige Tage bis mehrere Monate, je nach individueller Situation und Gefährdung, wobei die 
Frauen laufend betreut werden. 

Die Zusammenarbeit mit Frauen- und Mädchenberatungseinrichtungen und vor allem der bundes-
weiten Frauenhelpline 0800 222 555 ist ein wichtiger Bestandteil der Maßnahme, da die Betroffenen 
in der Regel nicht direkt, sondern über Telefon- oder E-Mail-Kontakt mit Krisenunterbringungsbera-
tungsstellen gelangen. 

Maßnahmenkoordination 

Bundesministerium für Bildung gemeinsam mit dem Bundesministerium für Inneres 

Start der Maßnahme  

Die Einrichtung besteht seit Sommer 2013. 

M2.3.9 Case-Management für BMS-Bezieherinnen und -Bezieher 

Im Rahmen der Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung wurde ein Case-Management 
als optimaler Ansatz bei der arbeitsmarktpolitischen (Wieder-)Eingliederung von Bezieherinnen und 
Beziehern der bedarfsorientierten Mindestsicherung erachtet, da bei arbeitsmarktfernen Personen 
oft nicht nur ein Problem vorliegt, sondern Mehrfachproblematiken bestehen. Diese können nicht 
von einer einzelnen Institution gelöst werden, daher wurde nach der Einführung der bedarfsorien-
tierten Mindestsicherung ein verstärktes Augenmerk auf Case-Management als Hilfe zur (Wieder-)Ein-
gliederung gelegt. 

Case-Management wird meist bei den Beratungs- und Betreuungseinrichtungen, die als arbeits-
marktpolitische Projekte finanziert werden, angeboten und ist ein Mittel zur Vernetzung verschie-
denster Institutionen. Bevor eine Arbeitsmarktintegration oder eine Qualifizierung erfolgen kann, 
werden mit diesem ganzheitlichen Betreuungsansatz die spezifischen Problemlagen der Kundinnen 
und Kunden abgeklärt und gemeinsam Lösungsansätze erarbeitet.  

Beratungs- und Betreuungseinrichtungen mit Case-Management-Ansätzen (BBE) haben sich vor al-
lem bei vollunterstützten BMS-Bezieherinnen und -Beziehern bewährt. Seit September 2010 waren 
insgesamt 164.541 Mindestsicherungsbezieherinnen und -bezieher beim AMS vorgemerkt (Stand 
Sept. 2014). Seit September 2010 wurden 49.340 BMS-Bezieherinnen und -Bezieher (24.832 Frauen, 
24.510 Männer) in Beratungs- und Betreuungseinrichtungen betreut. 

Maßnahmenkoordination 

Arbeitsmarktservice 

Start der Maßnahme 

Seit 2012, wird mittlerweile in den meisten Bundesländern umgesetzt. 
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4 Unterstützende Maßnahmen zur nachhaltigen 
Umsetzung der Wirkungsziele 

4.1 Erläuterung/Herausforderungen 

Ein koordinierter, zielgerichteter und effizienter Umsetzungsprozess erfordert übergeordnete unter-
stützende Maßnahmen, um die definierten Wirkungsziele zu erreichen. Alle festgelegten Maßnah-
men, die strukturell und institutionell gesundheitliche Chancengerechtigkeit verankern und deren 
Beachtung sicherstellen, werden im Folgenden aufgezeigt.  

4.2 Maßnahmen 

4.2.1 Chancengerechtigkeit allgemein 

M2.4.3 Chancengerechtigkeit in der Gesundheitsberichterstattung  als 
Kriterium etablieren 

Im Rahmen der Österreichischen Plattform Gesundheitsberichterstattung (Plattform der Akteurinnen 
und Akteure, die mit Gesundheitsberichterstattung befasst sind) wurden Standards zur Erstellung 
von Gesundheitsberichten definiert und zwischen zentralen Stakeholdern abgestimmt. Im Arbeits-
gruppenbericht zu GZ 1 wurde bereits festgelegt, die Determinantenorientierung in der Gesundheits-
berichterstattung stärker zu betonen. Gesundheitsdeterminanten inkludieren auch Indikatoren wie 
Einkommen, Bildung, Geschlecht etc., also Indikatoren, die Aussagen zum Thema Chancengerechtig-
keit ermöglichen. Solche Aussagen sollen im Rahmen zukünftiger Gesundheitsberichte und diesbe-
züglicher Empfehlungen stärker Berücksichtigung finden.  

Maßnahmenkoordination 

Gesundheit Österreich GmbH, Institutionen, die Gesundheitsberichte in Auftrag geben und/oder 
selbst verfassen (Bundesministerium für Gesundheit, Bundesländer, Bundesministerium für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz, Bundeskanzleramt)  

Start und Laufzeit der Maßnahme 

ab 2015 laufend 

M2.4.6 ATHIS-Sonderauswertung sozioökonomischer  
Determinanten  

Im Rahmen der österreichischen Gesundheitsbefragung (ATHIS) 2006/2007 wurde erstmals eine Son-
derauswertung sozioökonomischer Determinanten durchgeführt und in einem eigenen Bericht publi-
ziert. Der Gesundheitszustand und ausgewählte gesundheitliche Determinanten werden nach Ein-
kommen, Bildung und beruflicher Tätigkeit dargestellt, und es wird der Zusammenhang mit Arbeitslo-
sigkeit und mit Migrationshintergrund aufgezeigt. Damit können die aus der Literatur bekannten Zu-
sammenhänge auch für Österreich empirisch belegt werden. Neben der EU-SILC-Befragung ist dies 
eine der wichtigsten Quellen in Österreich zur Untersuchung des Zusammenhangs von Gesundheit 
und sozioökonomischem Status und zur Beurteilung der gesundheitlichen Chancengerechtigkeit.  
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Für die Beurteilung der Veränderung der gesundheitlichen Chancengerechtigkeit ist unabdingbar, 
dass diese Analysen mit jeder neuen Gesundheitsbefragung durchgeführt werden. Deshalb wurde 
diese Sonderauswertung auch auf der Basis des ATHIS 2014 vorgenommen und ist auch für alle künf-
tigen Gesundheitsbefragungen geplant. 

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung: Statistik Austria 

Ansprechperson: Jeanette Klimont (Statistik Austria) und Magdalena Arrouas (BMGF) 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Die Sonderauswertung im Rahmen des ATHIS 2014 wurde im Jahr 2016 publiziert; auch künftig sollen 
Sonderauswertungen sozioökonomischer Determinanten routinemäßig an die Gesundheitsbefragun-
gen angeschlossen werden.  

4.2.2 Chancengerechtigkeit spezifischer Zielgruppen 

M2.4.7 Gendergesundheitsbericht (Querbezug zu GZ 1) 

Frauen und Männer haben nicht nur eine unterschiedliche Lebenserwartung, Sterblichkeit und 
Krankheitslast, sie unterscheiden sich auch hinsichtlich ihres Gesundheitsverhaltens, ihrer Nutzung 
des Gesundheitssystems (inklusive gesundheitsförderlicher und präventiver Angebote) und in Hin-
blick auf soziale Gesundheitsdeterminanten. Diese Unterschiede bedürfen einer Klärung und sollten 
sowohl in der Entwicklung und Umsetzung gesundheitsfördernder und präventiver Maßnahmen, in 
der Weiterentwicklung des kurativen Versorgungssystems als auch im Kontext von Health-in-All-Poli-
cies (HiAP) genutzt werden.  

Der Gendergesundheitsbericht reicht über klassische Frauen- bzw. Männergesundheitsberichte hin-
aus und beleuchtet im Sinne einer geschlechtersensiblen (versus eine rein geschlechterverglei-
chende) Berichterstattung Ursachen und Hintergründe geschlechtsbezogener Unterschiede (und Ge-
meinsamkeiten). Dies soll eine geschlechtsspezifische Maßnahmenentwicklung/-planung ermögli-
chen und auf diese Weise zur gesundheitlichen Chancengerechtigkeit beitragen.  

Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung: BMGF, BMASK, GÖG 

Voraussichtlicher Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme 

Konzepterstellung im Jahr 2016, Berichterstellung in den Jahren 2017/2018 (aufgeteilt auf 3 Module) 

M2.4.8 Sammelband „Faire Chancen gesund zu altern“ 

Der Fonds Gesundes Österreich hat 2014 eine Strategie dafür erarbeitet, seine gesamte Tätigkeit in 
den Fokus gesundheitlicher Chancengerechtigkeit zu stellen (siehe FGÖ-Maßnahme im ersten AG-
RGZ-2-Bericht). 

Als ein Ergebnis ist anzuführen, dass betreffs inhaltlicher Schwerpunkte rund um Gesundheitsförde-
rung und Chancengerechtigkeit, Grundlagenpublikationen erarbeitet und herausgegeben werden. 
2017 soll der erste Sammelband zum Thema gesundes Altern unter dem Titel „Faire Chancen gesund 
zu altern“ herausgegeben werden. Dazu werden relevante Akteurinnen und Akteure eingeladen, sich 
daran zu beteiligen und gemeinsam Handlungsfelder zu definieren. Die Publikation soll nicht nur dazu 
beitragen, die Themen in eine breite Öffentlichkeit zu bringen, sondern auch eine gute Grundlage für 
Umsetzungsprogramme bilden. Ziel ist die Ableitung und abgestimmte Umsetzung von Gesundheits-
förderungsmaßnahmen für (vulnerable) ältere Menschen. 
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Maßnahmenkoordination/Hauptverantwortung  

Fonds Gesundes Österreich, relevante Stakeholder werden zur Mitarbeit eingeladen. 

Start und voraussichtliche Laufzeit der Maßnahme  

Start Herbst 2016, partizipative Konzeptentwicklung Anfang 2017, Publikation Ende 2017, Konzeption 
von Umsetzungsmaßnahmen und ggf. Verhandlungen mit Umsetzungspartnerinnen und Umset-
zungspartnern 2017 und 2018. 
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Anhang 1 – Erläuterungen zur Tabelle der 
laufenden Maßnahmen 

Erläuterungen zur nachfolgenden Tabelle 

Wirkungsziel: Der Begriff soll verdeutlichen, dass die angestrebte Wirkung in der Formulierung der 
Ziele im Vordergrund steht und nicht die Maßnahmen (diese werden im Anschluss abgeleitet). Die 
formulierten Wirkungsziele sollen einzelne Aspekte des jeweiligen Gesundheitszieles beinhalten (im 
Sinne von Teil- oder Subzielen). 

Startermaßnahme: Die Startermaßnahme ist eine der ausgearbeiteten Maßnahmen. Diese soll 
schnell umsetzbar und/oder besonders bedeutsam sein (quick win). 

Maßnahmen: Alle Maßnahmen sollen die vereinbarten Grundprinzipien, insbesondere die Aspekte 
der Chancengerechtigkeit, und „Health in all Policies“ berücksichtigen und geeignet sein, das jeweils 
definierte Wirkungsziel zu erreichen. Es sollen Maßnahmen festgelegt werden, die im Wirkungsbe-
reich der in der Arbeitsgruppe vertretenen bzw. eingebundenen Institutionen liegen und bestehende 
Strukturen und Akteure berücksichtigen (siehe auch Dokument „Ist-Analyse GZ“). Diesbezüglich ist 
allenfalls eine Ausweitung der Arbeitsgruppe zu überlegen (siehe auch Maßnahmenkoordinationen 
unten). Eine Unterstützung bei der Aufbereitung von Evidenz der Maßnahmen (z. B. Literaturrecher-
chen und -aufbereitung) durch die GÖG ist möglich. 

Zielgruppen, strategische Zielgruppen: Die primären Zielgruppen sind jene Personengruppen, die 
von den Maßnahmen profitieren sollen (z. B. Kinder). Die strategischen Zielgruppen sind jene Perso-
nengruppen, an die sich eine Maßnahme direkt richtet, da diese Personengruppen für die ange-
strebte Veränderung von zentraler Relevanz sind (z. B. Eltern, Lehrkräfte). 

Maßnahmenkoordination: Diese übernimmt jene Institution, die die Verantwortung für die Umset-
zung der konkreten Maßnahme trägt. Diese Institution sollte jedenfalls in die Festlegung der Maß-
nahmen eingebunden sein. (Diese Einrichtungen werden in der entsprechenden Spalte an erster 
Stelle und in fetter Schrift angeführt, um sie von den anderen Akteuren im öffentlich-rechtlichen Be-
reich abzuheben). 

Akteure im öffentlich-rechtlichen Bereich: All jene Organisationen/Institutionen, die aufgrund ihres 
rechtlichen Status zentrale Verantwortung für die Umsetzung tragen. Dabei ist der Health-in-all-Poli-
cies-Ansatz zu berücksichtigen. 

Multiplikatoren und Multiplikatorinnen, Mitwirkende: Erstere haben vor allem Transferfunktion im 
Umsetzungsprozess, unterstützen das Etablieren der Maßnahmen in der Praxis und erhöhen die 
Reichweite der Maßnahmen. Mitwirkende sind an der Gestaltung und/oder Umsetzung von Maßnah-
men beteiligt, sie tragen aber keine zentrale Verantwortung dafür. 

Überlegungen zur Finanzierung: Erstellen einer groben Kostenschätzung mit Zuständigkeiten 

Messgrößen bezüglich Maßnahmen: Messgrößen, anhand deren geprüft werden kann, ob die Maß-
nahme umgesetzt wurde. 

Querverweise zu anderen Gesundheits- und Wirkungszielen: Hinweise auf andere Gesundheitsziele 
oder Wirkungsziele, die durch die gesetzten Maßnahmen angesprochen werden. 
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Anhang 2 – Überblick über die aktuellen Maßnahmen 

Liste der Wirkungsziele und Maßnahmen 

GZ 2: Für gesundheitliche Chancengerechtigkeit zwischen den Geschlechtern und sozioökonomischen Gruppen, unabhängig von der Herkunft,  
für alle Altersgruppen sorgen 

Wirkungsziel 1: Sozialen Aufstieg im Lebenslauf und über die Generationen ermöglichen 
¶ 

Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen  
zur Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich  
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M2.1.1 Vorsorgemittel: Ver-
stärktes Etablieren von 
Frühen Hilfen 

Schwangere und Kinder unter 6 
Jahren, Eltern- und Bezugsperso-
nen, insbesondere Familien mit 
Belastungen 

BGA in Kooperation mit BMGF, 
BMFJ, BMASK,  
Länder, SV-Träger 

 Vorsorgemittel der 
BGA 

Anzahl der 
Bezirke,  
in denen 
Frühe-Hilfen-
Netzwerke  
etabliert sind 

GZ 1, 3, 5, 6, 9 
(Grundlagen- 
arbeit zum 
Thema  
Frühe Hilfen) 

M2.1.2 Produktionsschulen primäre Zielgruppe: Jugendliche 
und junge Erwachsene bis 21 
bzw. Jugendliche mit Behinde-
rung bzw. sonderpädagogischem 
Förderbedarf bis 24, die aufgrund 
von Defiziten im Bereich definier-
ter Basiskompetenzen (Kultur-
techniken inkl. neuer Medien und 
sozialer Kompetenzen) mit der 
Absolvierung einer Berufsausbil-
dung (auch einer Teilqualifizie-
rung) überfordert sind. 

strategische Zielgruppen:  
ausgrenzungsgefährdete und  
ausgegrenzte Jugendliche 

BMASK Sozialministerium-
service, BMB 

BMASK Anzahl der  
geförderten 
Personen  
(m, w) pro 
Jahr 

GZ 6 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen  
zur Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich  
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M2.1.3 Netzwerke Sprachför-
derung („Sprachförder-
cluster“) 

Begleiter/-innen beim Übergang 
vom Kindergarten in die Volks-
schule: alle Kinder;  
Sprachförderung: alle Kinder mit 
Förderbedarf in der Bildungsspra-
che Deutsch. 

strategische Zielgruppen: Päda-
goginnen/Pädagogen in Kinder-
gärten und Volksschulen, Schul- 
und Kindergartenaufsicht 

BMB, Landesschulräte für die all-
gemeinen Pflichtschulen 

BMB, Landesschul-
räte, ausgewählte 
Volksschulen und Kin-
dergärten,  
Bundesanstalten für 
Kindergarten- 
pädagogik,  
pädagogische  
Hochschulen, BIFIE, 
Ämter der  
Landesregierungen 

BMB Anteil der 
Volksschulen, 
Kindergärten, 
pädagogi-
schen Hoch-
schulen und 
Bildungsan-
stalten für 
Kindergarten-
pädagogik, 
die an diesen 
Netzwerkpro-
jekten teil-
nehmen, an 
allen Schulen 
des jeweiligen 
Typs 

GZ 6 

M2.1.4 Rahmencurricula frühe 
sprachliche Bildung 

Grundschul- und Kindergarten- 
pädagoginnen/-pädagogen 

BMB pädagogische  
Hochschulen 

BMB 1. Anzahl der 
Absolventin-
nen/Absol-
venten am 
PH-Lehrgang 
p. a. 

2. Anzahl der 
pädagogi-
schen Hoch-
schulen (im 
Vergleich zu 
allen pädago-
gischen Hoch-
schulen), die 
Lehrgänge  
anbieten 

GZ 6 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen  
zur Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich  
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M2.1.5 Schwerpunkte in der 
Lehrerfort- und -wei-
terbildung 

Pädagoginnen und Pädagogen BMB, Österreichisches  
Sprachenkompetenzzentrum 
(ÖSZ) im Auftrag des BMBF in Zu-
sammenarbeit mit den  
österreichischen pädagogischen 
Hochschulen 

 BMB 1. Anzahl der 
Teilnehmer/ 
-innen an den 
Weiterbildun-
gen IKL und 
DaZ 

2. Anzahl der 
Teilnehmer/ 
-innen an den 
Weiter- 
bildungen für 
Sprach- und 
Leseförde-
rung, p. a. 

GZ 6 

M2.1.9 Schulversuch „PTS 
2020“ 

Schülerinnen und Schüler der  
polytechnischen Schule 

BMB Landesschulräte / SSR 
für Wien (Strategie-
gruppe), Pädagogi-
sche Hochschulen 
Salzburg und Steier-
mark 

Beim Schulversuch  
fallen keine Kosten 
an. 

Adaptionen 
des Projekt-
rahmens /  
der Modell-
beschreibung 
finden statt 
(ja/nein) 

GZ 6 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen  
zur Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich  
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M2.1.10 flächendeckende Ein-
führung der Neuen 
Mittelschule an Haupt-
schulstandorten 

primäre Zielgruppe: Alle 10- bis  
14-Jährigen, unabhängig von  
ihrer Herkunft, Eltern, Lehrkräfte 
(durch die angeschlossenen  
Professionalisierungsmaßnah-
men) 

strategische Zielgruppe: Füh-
rungs-kräfte im Bereich des 
Schulwesens, Schulleitungen und 
Lehrkräfte, Eltern 

BMB Landesschulräte / SSR 
für Wien,  
pädagogische  
Hochschulen, an der 
Lehrpersonen- 
ausbildung beteiligte 
Universitäten,  
Bundeszentrum für 
lernende Schulen und 
weitere Entwicklungs-
partner 

Pro NMS-Klasse wer-
den seitens des Bun-
des sechs Werteinhei-
ten  
für den Einsatz einer 
Bundeslehrperson zur 
Verfügung gestellt. 

1. Anzahl aller 
Schulen, die 
als Neue Mit-
telschule ge-
führt werden, 
pro Schuljahr 
ab 2014/15 

2. Anteil der 
Neuen Mittel-
schulen an  
allen (ehema-
ligen) Haupt-
schulstandor-
ten, pro 
Schuljahr ab 
2014/15 

GZ 6 

M2.1.11 soziale Arbeit an Schu-
len im Rahmen der 
bundesweiten Entwick-
lungspartnerschaft 

primäre Zielgruppe: Schüler/-in-
nen an Schulen mit einem hohen 
Anteil sozial Benachteiligter 

strategische Zielgruppe:  
Schulsozialarbeiter/-innen 

BMB   50 % ESF-Mittel und 
50 % nationale Mittel 
(bei Pflichtschulen 
von Ländern und Ge-
meinden, bei Bundes-
schulen vom BMBF) 

1. Ein bundes-
weiter Imple-
mentierungs-
leitfaden liegt 
vor (ja/nein). 

2. Eine  
bundesweit 
einheitliche 
Professions-
beschreibung 
liegt vor 
(ja/nein).  

GZ 6 

M2.1.13 Initiative in der Er-
wachsenenbildung, 
Nachholen  
von Bildungsabschlüs-
sen, Basisbildung 

bildungsbenachteiligte und for-
mal gering qualifizierte Erwach-
sene 

BMB, Länder  Bund, Länder, Mittel 
des Sozialfonds der 
EU (Programmphase 
ab 2015) 

Anzahl der 
Absolventin-
nen/Absol-
venten p. a. 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen  
zur Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich  
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M2.1.15 Chancengleichheits- 
programm Frühförde-
rung und Familienbe-
gleitung 

Zielgruppe der allgemeinen 
Frühförderung: Kinder mit Ent-
wicklungs- 
verzögerungen oder Beeinträchti-
gungen, Kinder, bei denen die 
Wahrscheinlichkeit des Eintre-
tens  
einer Beeinträchtigung nicht  
ausgeschlossen werden kann 

Land OÖ, Abteilung Soziales  Amt der Oberöster-
reichischen Landesre-
gierung, Abteilung So-
ziales 

Anzahl der  
Familien, die 
das Angebot 
in Anspruch 
genommen 
haben, p.a. 

GZ 6 

M2.1.16 TalenteCheck Berufs-
bildung für Wiener 
Schüler/-innen 

primäre Zielgruppe: Schülerinnen 
und Schüler 

strategische Zielgruppe: Eltern 

Wirtschaftskammer Wien und 
Wiener Stadtschulrat 

Wiener Schulen Wirtschaftskammer 
Wien, Wiener Stadt-
schulrat 

1. Anzahl der 
teilnehmen-
den Schüler/ 
-innen p. a. 

2. Anzahl der 
teilnehmen-
den Schulen 
p. a. 

GZ 6 

M2.1.17 Begabungskompass primäre Zielgruppe: Jugendliche,  
die vor der Auswahl des weiteren  
Bildungsweges stehen; erwach-
sene Personen, die sich umorien-
tieren möchten/müssen  

strategische Zielgruppe: Insb. Ju-
gendliche, Eltern und Lehrkräfte 

WIFI NÖ, NÖ Landesakademie WIFIs gemeinsam  
mit Schulen und  
diplomierten  
Psychologinnen/ 
Psychologen 

WKÖ NÖ 1. Anzahl der 
teilnehmen-
den Schüler/ 
-innen p. a. 

2. Anzahl der 
teilnehmen-
den Schulen 
p. a. 

GZ 6 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen  
zur Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich  
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M2.1.18 flächendeckender Aus-
bau von Frühen Hilfen 

primäre Zielgruppe: Schwangere 
und Kinder unter 6 Jahren, Eltern 
und  
Bezugspersonen, insbesondere  
Familien mit Belastungen 

strategische Zielgruppe: Fach-
leute und Institutionen mit Ange-
boten im Bereich der frühen 
Kindheit als Mitglieder des multi-
professionellen Netzwerks auf re-
gionaler Ebene 

BMGF in Kooperation mit BMFJ, 
BMASK, Ländern, Sozialversiche-
rungsträgern und BGA 

Trägereinrichtungen 
der regionalen Frühe-
Hilfen-Netzwerke 

vorerst Finanzierung 
vor allem durch Vor-
sorgemittel der Bun-
desgesundheitsagen-
tur und der Landesge-
sundheitsförderungs-
fonds;  
längerfristige Finan-
zierungsoptionen 
werden erarbeitet 

Zahl der  
Bezirke,  
in denen 
Frühe-Hilfen-
Netzwerke 
etabliert sind 

GZ 6 

M.2.1.19 Nationales Zentrum 
Frühe Hilfen 

primäre Zielgruppe:  Schwangere 
und Kinder unter 6 Jahren, Eltern 
und  
Bezugspersonen, insbesondere  
Familien mit Belastungen 

strategische Zielgruppe: im Be-
reich der Frühe Hilfen tätige 
Fachleute und Institutionen 

BMGF in Kooperation mit, BMFJ, 
BMASK, Ländern, Sozialversiche-
rungsträgern und BGA 

Verantwortliche für 
Frühe Hilfen auf Län-
derebene sowie Be-
teiligte an den regio-
nalen Netzwerken 

bis 2021 Finanzierung 
vor allem durch Vor-
sorgemittel der Bun-
des- 
gesundheitsagentur; 
längerfristige Finan-
zierungsoptionen 
werden erarbeitet 

Nationales 
Zentrum 
Frühe Hilfen 
steht zur Ver-
fügung – 
ja/nein. 

GZ 6 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen  
zur Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich  
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M.2.1.20 mobile interkulturelle 
Teams (MIT) 

Die Maßnahme definiert den 
Schulstandort als Zielgruppe, da-
mit wird der ganzheitliche und 
systemische Charakter des Pro-
jekts gewahrt. Gearbeitet wird 
mit der Schulaufsicht, der Schul-
leitung, den Lehrerinnen/Leh-
rern, einzelnen Klassen (Grup-
peninterventionen), einzelnen 
Kindern und Jugendlichen mit  
Migrationshintergrund und/oder 
Fluchterfahrung sowie deren  
Eltern/Familien. 

BMB; Landesschulräte / SSR,  lokale Vereine und 
NGOs im Bereich  
Integration, Flücht-
lingsunterkünfte bzw. 
deren Quartiergeber; 
Schulleitungen jener 
Schulen, an denen 
MIT tätig sind; teil-
weise Presseberichte 
in regionalen und 
überregionalen  
Medien 

Die Finanzierung er-
folgt aus dem Integra-
tionstopf 1 und 2 und 
ist derzeit bis 
31. 8. 2017 gesichert. 

Zahl der  
unterstützten 
Personen  
(betreute 
Schüler/-in-
nen; Beratun-
gen für Leh-
rer/-innen; 
Beratungen 
für Schullei-
tung und für 
Kollegien); 
Zahl der Akti-
vitäten (Bera-
tungen und 
Veranstaltun-
gen für Eltern; 
Präventions- 
und der  
Vernetzungs-
aktivitäten) 

GZ 6 

M.2.1.21 Anerkennungs- und  
Bewertungsgesetz 
(AuBG) 

Migrantinnen/Migranten , die 
ihre im Ausland erworbenen 
Qualifikationen anerkennen oder 
bewerten lassen möchten und 
Zugang zum Arbeitsmarkt haben 

BMEIA in Kooperation mit 
BMASK, BMB, BMWFW, BMGF, 
Länder 

 durch alle genannten 
Ressorts 

Zahl der An-
erkennungen 

GZ 1 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen  
zur Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich  
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M.2.1.22 Integration von jungen 
Flüchtlingen durch 
Maßnahmen aus dem 
Bereich  
Berufs- und Erwachse-
nen- 
bildung 

primäre Zielgruppe: junge Flücht-
linge zwischen 15 und 19 Jahren: 

– ohne abgeschlossene Schulbil-
dung 

– mit abgeschlossener Schulbil-
dung 

– mit Alphabetisierungs-/Basisbil-
dungsbedarf  

strategische Zielgruppe: 

Lehrkräfte an BMHS, Trainer/-in-
nen in der Erwachsenenbildung  

BMB, Sektion Berufs- und  
Erwachsenenbildung in Ko- 
operation mit BMWFW, AMS 

Schulen, Erwachse-
nenbildungsinstitu-
tionen, Flüchtlings-
stellen 

Integrationstopf Zahl der ein-
gerichteten 
Lehrgänge 

GZ 6 

M.2.1.23 Strategie zur Validie-
rung nichtformalen 
und  
informellen Lernens 

primäre Zielgruppe: Personen, 
die 
einer Validierung ihrer nichtfor-
malen und informellen Lerner-
gebnisse 
 bedürfen 

strategische Zielgruppe: politi-
sche Ebene, Expertinnen/Exper-
ten aus den Bereichen Bildung 
und Arbeitsmarkt 

BMB in Kooperation mit dem 
BMWFW 

 gesichert Kriterienkata-
log liegt vor – 
ja/nein. 

Kompetenz-
profile liegen 
vor – ja/nein. 

Onlineportal 
steht zur  
Verfügung – 
ja/nein. 

Evaluations-
bericht liegt 
vor – ja/nein. 

GZ 1 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen  
zur Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich  
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M.2.1.24 Ausbildungspflicht bis 
zum 18. Lebensjahr 

alle Jugendlichen unter 18 Jah-
ren, die die Schulpflicht erfüllt 
haben und sich dauerhaft in Ös-
terreich aufhalten 

BMASK in Kooperation mit BMB, 
BMF 

Bildungs- 
einrichtungen 

gesichert Anzahl der 
(frühen) 
Schul- bzw. 
Ausbildungs-
abbrecher/ 
-innen pro 
Jahr (beglei-
tendes  
Monitoring 
durch Statistik 
Austria)  

GZ 6 
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GZ 2: Für gesundheitliche Chancengerechtigkeit zwischen den Geschlechtern und sozioökonomischen Gruppen, unabhängig von der Herkunft,  
für alle Altersgruppen sorgen 

Wirkungsziel 2: Soziale und gesundheitliche Ungleichheiten systematisch verringern 
¶ 

Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen  Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich 

Maßnahmen 

Querverweise 
zu anderen Ge-
sundheits- und 
Wirkungszielen 

M2.2.1 Curriculum für Be-
suchsbegleiter/-innen: 
Sensibilisierung und 
Umgang mit  
(Verdachts-) Fällen se-
xueller, häuslicher 
und/oder körperlicher 
Gewalt 

primäre Zielgruppe: Besuchs- 
begleiter/-innen 

strategische Zielgruppe: Kundin-
nen/Kunden der Besuchsbeglei-
ter/ 
-innen: Eltern und Kinder 

Kooperationspartner/-innen  
der Trägerorganisationen 

Umsetzung: Wiener Netzwerk ge-
gen sexuelle Gewalt an Mädchen, 
Buben und  
Jugendlichen 

 BMASK Anzahl der 
Teilnehmer/ 
-innen, die 
den Lehrgang 
absolviert  
haben, p. a. 

GZ 6 

M2.2.2 Anlaufstellen zur Aner-
kennung und Bewer-
tung  
im Ausland erworbe-
ner Qualifikationen 

primäre Zielgruppe: Migrantin-
nen/ Migranten (bzw. Personen 
mit  
Ausbildungsabschluss im Aus-
land) 

strategische Zielgruppe: Alle Per-
sonen (unabhängig von einer 
AMS-Vormerkung), die formelle 
Qualifikationen im Ausland er-
worben haben und Fragen zur 
Anerkennung und  
beruflichen Verwertung ihrer  
Kompetenzen haben 

BMASK strategische Netz-
werkpartner: AMS, 
andere Ministerien, 
NGOs,  
Wissenschaft 

BMASK Anzahl der be-
ratenen Per-
sonen, p. a. 

Diese Maß-
nahme adressiert 
Wirkungsziel 1 
und 2 gleicher-
maßen. 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen  Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich 

Maßnahmen 

Querverweise 
zu anderen Ge-
sundheits- und 
Wirkungszielen 

M2.2.3 Vorsorgemittel 
2015/2016: Schwer-
punktthema  
Gesundheitliche  
Chancengerechtigkeit 
bei Kindern und Ju-
gendlichen“  

Kinder und Jugendliche BGA in Kooperation mit BMGF, 
Ländern, SV-Trägern 

 Vorsorgemittel der 
BGA 

Die Maßnah-
men wurden 
von den Mit-
telempfän-
gern Bund, 
Länder und SV 
gemäß Finan-
zierungs-ver-
einbarungen 
umgesetzt 
(ja/nein). 

Diese Maß-
nahme adressiert 
Wirkungsziel 1 
und 2 gleicher-
maßen. 

RGZ 3, 6; 

M2.2.6 Aktionsplan Frauen-
gesundheit – 40 Maß-
nahmen für die Ge-
sundheit von Frauen 

primäre Zielgruppe: Frauen 

strategische Zielgruppe: Perso-
nengruppen, die von einer Emp-
fehlung direkt adressiert werden, 
da sie für die angestrebte Verän-
derung maßgeblich sind. 

BMGF / alle Organisationen/Insti-
tutionen, die aufgrund ihres 
rechtlichen Status zentrale Ver-
antwortung für die Umsetzung  
tragen.  

Bundes-, Länderinsti-
tutionen, die sich mit 
dem Thema Frauen-
gesundheit beschäfti-
gen; je nach Maß-
nahme werden kon-
krete Umsetzungs-
partner involviert. 

Finanzierung der Erar-
beitung des Aktions-
plans durch BMGF; die 
Finanzierung der Um-
setzungsmaßnahmen 
liegt im Verantwor-
tungsbereich der je-
weils zuständigen  
Institutionen 

Aktionsplan 
liegt vor und 
wird publi-
ziert. 

Zahl der um-
gesetzten 
Maßnahmen 

 

M2.2.7 gesundheitliche Chan-
cengerechtigkeit in der 
betrieblichen Gesund-
heitsförderung 

primäre Zielgruppe: erwerbstä-
tige Menschen, die aus unter-
schiedlichen Gründen gesund-
heitlich benachteiligt sind.  

strategische Zielgruppe: politi-
sche Stakeholder (Policy-Ebene), 
Umsetzer/-innen, Unterstützer/-
innen von BGF-Maßnahmen. 

FGÖ / relevante Stakeholder wer-
den einbezogen 

 Die Erarbeitung des 
Konzepts ist im 
Budget des FGÖ vor-
gesehen. Vorbehalt-
lich der Beschlüsse 
der Entscheidungsgre-
mien werden in den 
Folgejahren Umset-
zungsmaßnahmen ge-
setzt. 

Konzept zur 
Implementie-
rung von  
Aspekten der 
gesundheit- 
lichen Chan-
cengerechtig-
keit liegt vor. 

GZ 1 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen  Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich 

Maßnahmen 

Querverweise 
zu anderen Ge-
sundheits- und 
Wirkungszielen 

M2.2.8 Übergang vom Kinder-
garten in die Schule 

primäre Zielgruppe: Schülerin-
nen und Schüler 

strategische Zielgruppe: Lehr-
kräfte, Schulaufsichtspersonen 

BMB / Ämter der Landes- 
regierungen, Schulämter, 
Schulerhalter, alle Ebenen der 
Schulverwaltung,  
pädagogische Hochschulen 

Eltern, Erziehungsbe-
rechtigte, Elternver-
bände, Schulen, au-
ßerschulische Einrich-
tungen bzw. Stake-
holder, die in schuli-
sche Belange einge-
bunden sind (wie z. B. 
Angebote in Sachen 
gesunde Ernährung, 
Gewaltprävention, 
Erste Hilfe) 

Die Implementierung 
der Grundschulreform 
erfolgt im Rahmen der 
zugewiesenen Res-
sourcen im Stellen-
plan und im kürzlich 
beschlossenen Finanz-
ausgleich. 

Anzahl der 
Schulstand-
orte, an  
denen die 
Grundschulre-
form umge-
setzt wird 

GZ 6 

M2.2.9 Entwicklung inklusiver  
Modellregionen (IMR) 

primäre Zielgruppe: Schülerin-
nen und Schüler 

strategische Zielgruppe: Lehr-
kräfte, Schulaufsichtspersonen 

BMB, Landeschulräte, Landesre-
gierungen / alle Ebenen der 
Schulverwaltung, Ämter der Lan-
desregierungen, Schulerhalter, 
BIFIE, pädagogische Hochschulen, 
Schulen 

Schulpsychologie, 
Schulärztinnen/-
ärzte, außerschuli-
sche Einrichtungen 
und andere  
Stakeholder, die in 
schulische Belange  
miteingebunden sind 
(Kinder und Jugend-
psychiatrie, Jugend-
hilfe), Elternver-
bände,  
Behindertenverbände 

Die Implementierung 
der inklusiven Modell-
regionen erfolgt im 
Rahmen der beste-
henden Ressourcen = 
Alle im  
Finanzausgleich ver-
einbarten Mittel für 
sonderpädagogische 
Förderung (lt. Stellen-
plan) stehen auch in 
Bundesländern, die in-
klusive Modellregio-
nen umsetzen, in vol-
lem Umfang zur Ver-
fügung .  

Anzahl der 
Schüler/-innen 
mit sonderpä-
dagogischem 
Förderbedarf,  
die in Regel-
schulen  
unterrichtet 
werden. 

GZ 6 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen  Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich 

Maßnahmen 

Querverweise 
zu anderen Ge-
sundheits- und 
Wirkungszielen 

M2.2.10 Gerechtigkeit und 
Chancengleichheit als 
Ausbildungsthema in 
der Trainerausbildung 
der Bundessportakade-
mien 

Trainerinnen und Trainer, die 
nach dem Abschluss ihrer Ausbil-
dung im organisierten Sport als 
Anleiterinnen und Anleiter tätig 
sind. 

BMB in Kooperation mit dem 
Sportressort  

Bundessportorgani- 
sationen, Dach- und 
Fachverbände 

Keine zusätzlichen 
Kosten, da die Kosten 
der Maßnahme über 
die zur Verfügung ste-
henden Lehrbeauf-
tragtenbudgets abge-
deckt werden und die 
Maßnahme im diesbe-
züglichen Lehrplan 
verankert wurde. 

Zahl der Teil-
nehmer/-in-
nen an den 
Ausbildungs-
maßnahmen 
nach Ge-
schlecht 

GZ 8 

M2.2.11 Workshopangebote an 
Schulen im Schuljahr 
2016/2017 Sexualer-
ziehung – Gewaltprä-
vention – Lebenspla-
nung 

primäre Zielgruppe: Schülerin-
nen und Schüler im Alter von 6 
bis 18 Jahren 

strategische Zielgruppe: Lehrper-
sonen 

BMB / Mitarbeiter/-innen der 
Abt. Gender Mainstreaming;  

Lehrpersonen, 
Mitarbeiter/-innen 
der 
Vereine/Beratungsste
llen 

Finanzierung erfolgt 
durch das Bundesmi-
nisterium für Bildung  
(Abteilung Gender 
Mainstreaming / 
Gleichstellung und 
Schule) 

Anzahl der 
durchgeführ-
ten Work-
shops nach 
Schultyp 

GZ 6 
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GZ 2: Für gesundheitliche Chancengerechtigkeit zwischen den Geschlechtern und sozioökonomischen Gruppen, unabhängig von der Herkunft,  
für alle Altersgruppen sorgen 

Wirkungsziel 3: Wirksamkeit des gesundheitlichen und sozialen Schutzes erhöhen und für alle sicherstellen 
¶ 

Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
  

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Mess 
größen 

bezüglich 
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen Ge-
sundheits- und 
Wirkungszielen 

M2.3.1 Anlaufstelle für von  
Menschenhandel be-
troffene Männer 

primäre Zielgruppe: von Arbeits-
ausbeutung betroffene Personen, 
Opfer von Menschenhandel 

strategische Zielgruppe: NGOs 
und weitere Beratungs-/Anlauf-
stellen im Bereich Opferschutz, 
Menschen- 
handel …; Sozialarbeiter/-innen 
und andere Expertinnen/Exper-
ten, die Kundinnen/Kunden der 
Anlaufstellen betreuen (profitie-
ren von Lückenschluss, Zusam-
menarbeit und Vernetzung); Ar-
beitgeber/-innen und Kollegin-
nen/Kollegen der Betroffenen; 
Kinder und Angehörige der  
Betroffenen 

MEN, UNDOK, LEFÖ-IBF, BMASK 
(Förderung)  

 Pilotprojekt  
BMASK 

kontinuierli-
che Anpas-
sung des Be-
treuungsan-
gebots findet 
statt (ja/nein). 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
  

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Mess 
größen 

bezüglich 
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen Ge-
sundheits- und 
Wirkungszielen 

M2.3.2 Optimierung der  
Gesundheitsangebote  
unter Einbindung von  
Migrantinnen/Migran-
ten 

Mitarbeiter/-innen innerhalb der  
SV-Träger sowie in weiterer Folge 
Migrantinnen/Migranten 

BMEIA, HVB, SV-Träger  Die Kosten sind durch 
Personalressourcen  
gedeckt. 

1. Maßnah-
menvor-
schläge zur 
besseren Be-
rücksichtigung 
der Bedürf-
nisse der Ziel-
gruppe sind 
ausgearbeitet 
(ja/nein). 

2. Ausge-
wählte Maß-
nahmen wer-
den umge-
setzt 
(ja/nein). 

3. Austausch-
treffen mit 
Zielgruppen-
vertretungen 
finden statt 
(ja/nein). 

GZ 10 

M2.3.5 verstärktes Einbinden  
von Hebammen in die 
Schwangerenbetreu-
ung 

primäre Zielgruppe: Schwangere BMGF, BMFJ, HVB Hebammen zwei Drittel FLAF,  
ein Drittel SV-Träger 

Anzahl der 
durchgeführ-
ten Beratun-
gen p. a. 

GZ 6, WZ 2 



 Anhang  

62 

Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
  

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Mess 
größen 

bezüglich 
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen Ge-
sundheits- und 
Wirkungszielen 

M2.3.6 Notwohnung für von 
Zwangsheirat be-
drohte und betroffene 
Mädchen und junge 
Frauen 

primäre Zielgruppe: 16- bis 24-
jährige Frauen, die von Zwangs-
heirat und damit verbundenen 
anderen Gewaltformen bedroht 
sind. 

strategische Zielgruppe: Frauen- 
und Mädchenberatungseinrich-
tungen, v. a. im Umfeld der bun-
desweiten Frauenhelpline 0800 
222 555 

BMB gemeinsam mit dem BMI Verein Orient  
Express, Wien 

Die Finanzierung er-
folgt in Form von För-
derungen durch das 
BMB gemeinsam mit 
dem BMI 

Anzahl von 
Abweisungen 
rat- und hilfe-
suchender 
Mädchen p. a. 

GZ 6 

M2.3.7 Pflegekarenzgeld primäre Zielgruppe: pflegende  
Angehörige, Betroffene 

BMASK Bundesamt für  
Soziales und  
Behindertenwesen 

BMASK Anzahl der 
Pflegekarenz-
geldbezie-
her/-innen 
p. a. 

 

M2.3.9 Case-Management  
für arbeitsfähige BMS-
Empfänger/-innen 

primäre Zielgruppe: BMS-
Bezieher/ 
-innen, arbeitsmarktferne Perso-
nen 

strategische Zielgruppe: AMS,  
Sozialhilfebehörden, SV-Träger 

AMS Beratungs- und  
Betreuungseinrichtun-
gen, die als arbeits-
marktpolitische Pro-
jekte finanziert wer-
den 

AMS 1. Anzahl  
der betreuten 
BMS-
Personen 

2. Anteil  
der betreuten 
BMS-
Personen an 
allen BMS-
Personen 

 

M2.3.10 Impfprogramme: 
„Schutz vor HPV-
Infektionen“ 

primäre Zielgruppe: Kinder  BMGF Eltern, Bundesländer, 
Ärztinnen und Ärzte, 
SV 

zwei Drittel Bund,  
ein Sechstel Bundes- 
länder, ein Sechstel SV 

Veränderung 
der ausgege-
benen Dosen 
für HPV-
Impfungen im 
Vergleich zum 
Vorjahr in % 

GZ 6, WZ 3 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
  

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Mess 
größen 

bezüglich 
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen Ge-
sundheits- und 
Wirkungszielen 

M2.3.11 Weiterentwicklung des 
Mutter-Kind-Passes 

Schwangere und Kinder bis zum  
5. Lebensjahr 

BMGF medizinische Fachge-
sellschaften, Fach-
gruppe Fachhochschu-
len, Hebammen-Studi-
engänge, ARGE Studi-
engangsleitung Ge-
sundheits- und Kran-
kenpflege, Österrei-
chische Gesellschaft 
für soziale Arbeit, 
EBM-Netzwerk Öster-
reich, Bioethikkom-
mission des BKA, 
Netzwerk Frauen-
gesundheitszentren, 
ARGE Selbsthilfe, 
GÖG, BMGF, BMFJ, 
HVB, ernannte  
Fachexperten 

BMG Facharbeits-
gruppe ist ein-
gerichtet 
(ja/nein). 

GZ 6, WZ 2 

M2.3.14 Koordinationsplatt-
form zur psychosozia-
len Unterstützung für 
Geflüchtete und Hel-
fende 

primäre Zielgruppe: Geflüchtete 
und Helfende 

strategische Zielgruppe: befasste 
Ressorts und im Flüchtlingsbe-
reich tätige Institutionen/Organi-
sationen 

BMGF / BMASK, BMEIA, BMB, 
BKA und weitere Ministerien bei 
Bedarf 

diverse für die Versor-
gung und Betreuung 
der Flüchtlinge rele-
vante NGOs, NPOs, 
Expertinnen und Ex-
perten 

die Finanzierung er-
folgt im Rahmen der 
Leistungsvereinbarung 
zwischen BMGF und 
Gesundheit Österreich 
GmbH 

Plattform ist 
aufgebaut 
und aktiv; 

Zahl der Mit-
glieder der 
Plattform 

 

M2.3.15 Optimierung der Ge-
sundheitsangebote 
unter Einbindung von 
Migrantinnen und 
Migranten  

MigrantInnen, Asylberechtigte 
und subsidiär Schutzberechtigte 

BMEIA, HVB, SV-Träger relevante Vereine, Or-
ganisationen,  
Zielgruppe 

gesichert Zahl der  
umgesetzten 
Maßnahmen 

GZ 10 (Ergänzung 
zur Maßnahme 
M 3.3.2) 

M2.3.16 Hotline gegen Diskri-
minierung und Intole-
ranz 

All jene, die sich von Diskriminie-
rung oder Intoleranz betroffen 
fühlen 

BMEIA Partner: Gleichbe-
handlungsanwalt-
schaft und ZARA 

BMEIA Zahl der  
Anfragen 
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Maß-
nahme 

Nr. 

Maßnahmen  
  

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikatoren/ 
Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Mess 
größen 

bezüglich 
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen Ge-
sundheits- und 
Wirkungszielen 

M2.3.17 Menschen mit Demenz 
im öffentlichen Ver-
kehr 

primäre Zielgruppe: Menschen 
mit Demenz 

strategische Zielgruppe: Mitar-
beitende in öffentlichen Ver-
kehrsdienstleistungsunterneh-
men 

BMGF und BMASK Verkehrsdienstleis-
tungsunternehmen, 
IFF, Büro für nachhal-
tige Kompetenz 

BMGF und BMASK Projekt ist ab-
geschlossen 
und Endbe-
richt liegt vor. 

GZ 3, GZ 9 

M2.3.18 „Menschen mit Migra-
tionshintergrund bes-
ser erreichen“ – Leitfa-
den zur  
Maßnahmengestaltung 
in Gesundheitsförde-
rung und  
-versorgung 

primäre Zielgruppe: soziökono-
misch benachteiligte Menschen 
mit  
Migrationshintergrund  

strategische Zielgruppe: Prakti-
ker/ 
-innen, die die Maßnahmen für 
diese Zielgruppe erstellen und 
anbieten 

AK Wien, FGÖ, Stadt Wien, 
WGKK 

all jene Institutionen 
im Gesundheitsbe-
reich, die für die Ziel-
gruppe Maßnahmen 
anbieten 

durch die Akteure  
der Maßnahmen- 
koordination 

Projekte, die 
den Leitfaden 
zur Umset-
zung verwen-
den und Be-
zug darauf 
nehmen 

GZ 10 
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GZ 2: Für gesundheitliche Chancengerechtigkeit zwischen den Geschlechtern und sozioökonomischen Gruppen, unabhängig von der Herkunft,  
für alle Altersgruppen sorgen 

Unterstützende Maßnahmen zur Erreichung der Wirkungsziele 
¶ 

Maßnahme 
Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikato-
ren/ 

Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich 
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M2.4.3 Chancengerech-
tigkeit  
in der Gesund-
heits- 
berichterstattung 
als Kriterium etab-
lieren 

strategische Zielgruppe: Auftrag-
geber und -nehmer von Gesund-
heitsberichten 

GÖG, Institutionen, die Gesund-
heitsberichte in Auftrag geben 
und/oder selbst verfassen 
(BMGF, Bundesländer, Sozial- 
ministerium, BKA) 

Institutionen, 
die Gesund-
heitsberichte 
verfassen; Platt-
form für Ge-
sundheits- 
berichterstat-
tung 

durch Personalressourcen 
abgedeckt 

1. Empfehlun-
gen zur Dar-
stellung ge-
sundheitlicher 
Chancenge-
rechtigkeit in  
Gesundheits-
berichten in 
der GBE-
Plattform  
begonnen /  
in Arbeit /  
liegen vor 

2. Anteil der 
jährlich veröf-
fentlichten 
Gesundheits-
berichte auf 
Bundes- und 
Länderebene, 
die diese 
Empfehlun-
gen berück-
sichtigen; in % 
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Maßnahme 

Nr. 

Maßnahmen  
 

Zielgruppen Maßnahmenkoordination / 
Akteure im öffentlich-rechtli-

chen Bereich 

Multiplikato-
ren/ 

Multiplika- 
torinnen/ 

Mitwirkende 

Überlegungen zur  
Finanzierung 

Messgrößen 
bezüglich 
Maßnah-

men 

Querverweise 
zu anderen 

Rahmen- und 
Wirkungs- 

zielen 

M2.4.6 ATHIS-
Sonderauswer-
tung  
sozioökonomi-
scher  
Determinanten 

strategische Zielgruppen: Ent-
scheidungsträger/-innen; Daten-
nutzer/ 
-innen 

BMGF, Statistik Austria  BGA; BMGF Sonderaus-
wertung  
sozioökono-
mischer De-
terminanten 
zu weiteren 
ATHIS liegt 
vor – ja/nein. 

 

M2.4.7 Gendergesund-
heitsbericht 

strategische Zielgruppe: Ent-
scheidungsträger im Gesund-
heitswesen und bei den HiAP-
Partnern 

BMGF, BMASK  GÖG BMGF, BMASK Gender- 
gesundheits-
bericht liegt 
vor – ja/nein. 

GZ 1 

M2.4.8 Sammelband 
„Faire Chancen 
gesund zu altern“ 

primäre Zielgruppe: vulnerable 
ältere Menschen.  

strategische Zielgruppe: politi-
sche Stakeholder (Policy-Ebene), 
Unterstützer/-innen, Umsetzer/-
innen(z.B. in der Gesundheitsför-
derung) 

FGÖ  FGÖ Sammelband 
liegt vor – 
ja/nein. 

GZ 1 
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Anhang 3 – Verzeichnis der abgeschlossenen Maßnahmen 
(Stand 31. 12. 2015) 

Maßnahme im 
AG-Bericht 2015 

Maßnahmen  
 

Maßnahmenkoordina-
tion / Akteure im öffent-
lich-rechtlichen Bereich 

Umsetzungsstand Anmerkungen 

Wirkungsziel 1: Sozialen Aufstieg im Lebenslauf und über die Generationen ermöglichen 

M2.1.6 Fachtagungen und Symposien zur 
Förderung eines wissenschaftlichen 
Diskurses in der Pädagogenbildung 

BMB abgeschlossen (Update 2017)  

M2.1.7 Beauftragung des Bundeszentrums 
für Interkulturalität, Migration und 
Mehrsprachigkeit 

Bundeszentrum für Inter-
kulturalität, Migration 
und Mehrsprachigkeit 
(BIMM) 

abgeschlossen (Update 2017)  

M2.1.8 Diversität und Mehrsprachigkeit  
in pädagogischen Berufen 

BMB abgeschlossen (Update 2017)  

M2.1.12 Kooperationsprojekte zwischen 
NGOs (Mädchenberatungsstellen) 
und Schulen im Rahmen der  
geschlechtssensiblen Berufs- 
orientierung und Lebensplanung 

BMB abgeschlossen (Update 2017)  
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Maßnahme im 
AG-Bericht 2015 

Maßnahmen  
 

Maßnahmenkoordina-
tion / Akteure im öffent-
lich-rechtlichen Bereich 

Umsetzungsstand Anmerkungen 

Wirkungsziel 2: Soziale und gesundheitliche Ungleichheiten systematisch verringern  

M2.2.4 Ehrenamtliche in der Kinder- und  
Jugendprojektarbeit 

Initiative „Tut gut!“ abgeschlossen (Update 2017)  

M2.2.5 Oö. Gesundheits- und Sozialplan  
bezüglich Essstörungen  

Land OÖ, Abteilung  
Soziales 

abgeschlossen (Update 2017)  

Wirkungsziel 3: Wirksamkeit des gesundheitlichen und sozialen Schutzes erhöhen und für alle sicherstellen 

M2.3.3 Demenzstrategie BMASK,  
BMG 

abgeschlossen (Update 2017) Nachfolgemaßnahme: M2.3.17 

M2.3.4 Dialogforum Versorgungs- 
gerechtigkeit 

ARGE Selbsthilfe keine Information verfügbar  
(Update 2017) 

 

M2.3.8 Etappenpläne Barrierefreies Gesund-
heitswesen 2020 

BMGF, BMASK, SV-Träger keine Information verfügbar  
(Update 2017) 

 

M2.3.12 Palliativ- und Hospizversorgung Tirol Tiroler Gesundheitsfond, 
TGKK, Land Tirol / Sozial-
abteilung 

keine Information verfügbar  
(Update 2017) 
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Maßnahme im  
AG-Bericht 2015 

Maßnahmen  
 

Maßnahmenkoordina-
tion / Akteure im öffent-
lich-rechtlichen Bereich 

Umsetzungsstand Anmerkungen 

M2.3.13 ambulante Rehabilitation  
von Schlaganfallpatienten in Tirol 

Tiroler Gesundheitsfond, 
TGKK, Land Tirol / Sozial- 
abteilung 

keine Information verfügbar (Up-
date 2017) 

 

M2.3.19 Studie zum Betreuungs- und Pflege-
bedarf älterer Migrantinnen und  
Migranten 

BMEIA Studie liegt vor.  

Unterstützende Maßnahmen zur Erreichung der Wirkungsziele 

M2.4.1 Strategische Förderung gesundheit- 
licher Chancengerechtigkeit durch 
den FGÖ 

FGÖ unter Einbezug von 
Partnerinnen und Part-
nern 

abgeschlossen (Update 2017)  

M2.4.2 Gemeinsam gesundheitliche Chan-
cengerechtigkeit fördern: Systemati-
sches Erfassen, Nutzen und Veran-
kern methodischer und praktischer 
Erkenntnisse aus der Vorsorgemittel-
periode 2011 bis 2014  

BMGF  abgeschlossen (Update 2017)  

M2.4.4 Studie über Migration und  
Gesundheit 

BMGF, AK Wien abgeschlossen (Update 2017)  

M2.4.5 Studie über Gesundheitswissen und 
Gesundheitsversorgung von Roma 

BKA, BMGF, BMEIA abgeschlossen (Update 2017)  
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Im Sinne von Gesundheit in allen Politikbereichen haben 

VertreterInnen von 20 Institutionen gemeinsam mit 

Expertinnen und Experten Ziele und Maßnahmen zum 

Gesundheitsziel 2 „Gesundheitliche Chancengerechtigkeit 

zwischen Geschlechtern und sozioökonomischen Gruppen, 

unabhängig von Herkunft und Alter“ erarbeitet. Die im 

vorliegendem Bericht beschriebenen Maßnahmen sind gute 

Beispiele, wie eine gemeinsame Strategie durch konkrete 

Aktivitäten umgesetzt werden kann.
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